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Neuregelung des Dienstrechts der kirchlichen Angestellten 
Larideskirehenamt 
Nr. 17740 / B 9-16 

Bielefeld, den 29. August 1961 

Nachdem mit Wirkung vom 1. 4. 1961 die Tarifordnung A (TO.A) außer Kraft gesetzt worden und an 
ihre Stelle der Bundes-Angestelltentarifve;-trag (BAT) getreten ist, hat die Kirchenleitung durch die hier 
nachfolgende Notverordnung das Dienstrecht der kirchlichen Angestellten neu geregelt. Die Bestimmun­
gen der Notverordnung sind in dem nachfolgend abgedruckten Bundes-Angestelltentarifvertrag in Kursiv­
druck eingefügt. Die für das kirchliche Tarürecht nicht in Frage kommenden Bestimmungen des BAT 
sind weggelassen; diese Stellen sind durch Punkte gekennzeichnet. 

Wir geben die nunmehr geltenden Bestimmungen bekannt: 

I 

Notverordnung 
über die Regelung des für die kirchlichen Angestellten geltenden Dienstrechts 

Vom 26. Juli 1961 

Auf Grund der Artikel 139 und 116 der Kirchen­
ordnung hat die Kirchenleitung auf Antrag des 
rheinisch-westfälischen Verbandes der im .evange­
lischen Kirchendienst stehenden Mitarbeiter und 
der Tarifgemeinschaft kirchlicher Körperschaften 
in Rheinland und Westfalen nach Fühlungnahme 
mit dem Landesverband der Inneren Mission West­
falen folgende Notverordnung beschlossen: 

Artikel 1 

(1) Für die Arbeitsverhältnisse der im kirchlichen 
Dienst stehenden Angestellten ist der Bundes­
Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. 2. 1961 
einschließlich der Anlage 1 a in der zur Zeit für 
das Land Nordrhein-Westfalen geltenden Fas­
sung und einschließlich der Sonderregelung der 
Anlagen 2 1, 2 m, 2 r und 2y entsprechend anzu­
wenden. 

(2) Für die Mitarbeiter in Kranken-, Heil- und 
Entbindungsanstalten sowie in sonstigen Anstal­
ten und Heimen, in denen die betreuten Per­
sonen in ärztlicher Behandlung stehen, ferner für 
Mitarbeiter in sonstigen Anstalten und Heimen, 
die der Förderung der Gesundheit, der Erzie­
hung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen, der Fürsorge oder Betreuung 
von obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbs­
beschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen 
Personen dienen, gelten die bisher angewandten 
Bestimmungen bis zum Erlaß einer für diesen 
Personenkreis vorgesehenen Sonderregelung zu­
nächst weiter; wenn im Einzelarbeitsvertrag die 

Vergütungs- und Urlaubsbestimmungen der 
TO.A vereinbart sind, werden auf das betref­
fende Arbeitsverhältnis die für das Land Nord­
rhein-Westfalen nunmehr geltenden Vergütungs­
und Urlaubsregelungen angewandt. 

(3) Für die Anwendung des BAT gilt folgendes: 

1. Zu § 3: Ausgenommen sind ferner Personen, 
die in kirchlichen Einrichtungen lediglich 
zu Erziehungszwecken, aus therapeutischen 
oder karitativen Gründen beschäftigt wer­
den, wenn dies vor Aufnahme der Beschäfti­
gung scliriftlich vereinbart worden ist. 

2. Zu § 6: Statt dieser Vorschrift gelten die 
Artikel 42 und 52 der Kirchenordnung. 

3. Zu § 8 wird als Absatz 3 folgendes ein­
gefügt: 

Die kirchlichen Mitarbeiter haben den ilmen 
anvertrauten Dienst in Treue und Hingabe 
zu leisten. Ihr gesamtes Verhalten in und 
außer dem Dienst muß der Verantwortung 
entsprechen, die sie als Mitarbeiter im 
Dienst der Kirche übernommen haben. 
Umfang und Art der Dienstpflichten des 
kirchlichen Mitarbeiters ergeben sich neben 
dem Arbeitsvertrag aus den kirchlichen Ge­
setzen, Ordnungen und allgemeinen Dienst-
anweisungen. · 

4. Zu § 13: Unterlagen über seelsorgerliche 
Angelegenheiten gehören nicht zu den Per­
sonalakten. 
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5. Zu § 19: Absatz 4 ist nicht anwendbar; 
statt dessen gilt folgendes: 
Andere als die in § 19 Abs. 1 und 2 genann­
ten Zeiten dürfen nur mit Genehmigung 
des Landeskirchenamts angerechnet werden. 

6. Zu§ 20: Auf die Dienstzeit ist die Tätigkeit 
im kirchlichen Dienst einschließlich der Be­
schäftigung bei kirchlichen Werken der 
Jugend-, Männer- und Frauenarbeit, der 
Inneren Mission und des Evangelischen 
Hilfswerks, des Gustav-Adolf-Werkes und 
der Äußeren Mission - ohne Rücksicht auf 
deren Rechtsform - anzurechnen. 

7. §§ 22 bis 24 finden mit der Maßgabe An­
wendung, daß zur Einstufung, Höherstufung 
und Gewährung einer persönlichen Zulage 
nicht nur die Tätigkeitsmerkmale erfüllt, 
sondern auch die in den kirchlichen Be­
stimmungen vorgeschriebenen Prüfungen 
abgelegt sein müssen. 

8. § 25 wird nicht angewandt. 

9. Der in § 46 festgelegte Anspruch der kirch­
lichen Mitarbeiter auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist 
für die kirchlichen Mitarbeiter im Bereich 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 
durch die kirchengesetzlichen Bestimmun­
gen über die „Kirchliche Zusatzversorgungs­
kasse Rheinland-Westfalen" geregelt. 

10. Zu§ 54: Als wichtiger Grund zur fristlosen 
Kündigung gilt insbesondere der Austritt 
aus der Evangelischen Kirche, der Verlust 
der Rechte aus der Ordination oder Vokation 
oder das Versprechen nicht evangelischer 
Trauung oder Kindererziehung. 

11. Zu § 55: a) Außer den in Abs. 2 geregelten 
Fällen kann ausnahmsweise mit einer Frist 
von 6 Monaten zum Schluß des Kalender­
jahres gekündigt werden, wenn die Weiter­
beschäftigung des Mitarbeiters deshalb nicht 
mehr möglich ist, weil die Dienststelle oder 
Einrichtung, in der er bisher tätig war, 
wesentlich eingeschränkt oder aufgelöst 
wird. Die Kündigung darf jedoch nur er­
folgen, wenn dem Mitarbeiter eine zumut­
bare, im wesentlichen gleichwertige und 
entsprechend gesicherte Beschäftigungs­
möglichkeit nachgewiesen wird. 

b) Nach näherer Verordnung der Kirchen­
leitung kann bei bestimmten Gruppen von 
Mitarbeitern, die im Verkündigungsdienst 

stehen, die Möglichkeit einer Kündigung 
auch nach Vollendung des 40. Lebensjahres 
bei Vorliegen einer fünfzehnjährigen Be­
schäftigungszeit vereinbart werden. Eine 
solche Kündigung kann nur nach Maßgabe 
der allgemeinen kirchlichen Bestimmungen 
über die Versetzung im Interesse des Dien­
stes durchgeführt werden und darf nur er­
folgen, wenn dem Mitarbeiter eine zumut­
bare, im wesentlichen gleichwertige und 
entsprechend gesicherte Beschäftigungsmög­
lichkeit nachgewiesen wird. 

12. § 73 Abs. 3: Anlage 1 a zum BAT gilt in der 
Fassung der Anlage 1 zur TO.A mit den 
dazu ergangenen kirchlichen Bestimmungen. 

Artikel 2 

Soweit im Bundesangestelltentarif unter a) auf 
Tarife Bezug genommen wird, die erst in Zukunft in 
Kraft treten sollen, kommen solche Tarife erst zur 
Anwendung, wenn dieses im Einvernehmen mit dem 
rheinisch-westfälischen Verband der im evangeli­
schen Kirchendienst stehenden Mitarbeiter und der 
Tarifgemeinschaft kirchlicher Körperschaften in 
Westfalen und im Rheinland von der Kirchen­
leitung jeweils beschlossen wird. 

Artikel 3 

Künftige Änderungen einzelner Bestimmungen 
des Bundes-Angestelltentarifvertrages in der für 
das Land Nordrhein-Westfalen geltenden Fassung 
können im Einvernehmen mit dem rheinisch-west­
fälischen Verband der im evangelischen Kirchen­
dienst stehenden Mitarbeiter und der Tarifgemein­
schaft kirchlicher Körperschaften in Westfalen und 
im Rheinland durch Beschluß der Kirchenleitung 
für anwendbar erklärt werden. 

Artikel 4 

(1) Die zur Durchführung erforderlichen Bestim­
mungen erläßt das Landeskirchenamt. 

(2) Der Erlaß zusätzlicher Regelungen für einzelne 
Berufsgruppen des kirchlichen Dienstes bleibt vor­
behalten. 

Artikel 5 

Diese Notverordnung tritt am 1. April 1961 in 
Kraft. 

(L.S.) 

Bielefeld, ct'en 26. Juli 1961 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Thümmel 
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ABSCHNITT I 

Geltungsbereich 

§ 1 
Allgemeiner Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmer 
a) ... 
b) der Länder ... 
c)· ... ' 

die in einer der Rentenversicherung der Angestell­
ten unterliegenden Beschäftigung tätig sind (An-
gestellte). · 

(2) Mit Arbeitnehmern in einer der Rentenver­
sicherung der Arbeiter unterliegenden Tätigkeit 
kann im Arbeitsvertrag vereinbart werden, daß sie 
als Angestellte nach diesem Tarifvertrag beschäftigt 
werden, wenn ihre Tätigkeit in der Vergütungs­
ordnung (Anlage 1 a) aufgeführt ist. 

§ 2 

Sonderregelungen 
Für Angestellte 

a) bis k) ... 
1) als Lehrkräfte, 
m) als Bibliothekare an öffentlichen Büchereien 

Volksbüchereien) und an staatlichen Bücherei­
stellen, 

n) bis q) ... 
r) als Hausmeister 
s) bis x) ... 
y) als Zeitangestellte, als Angestellte für Aufga­

ben von begrenzter Dauer und als Aushilfs­
angestellte, 

gilt dieser Tarifvertrag mit den Sonderregelungen 
der Anlage 2. Die Sonderregelungen sind Bestand­
teile des Tarifvertrages. 

§ 3 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt nicht für 

a) bis c) ... 

d) Angestellte, die Arbeiten nach §§ 140, 142, 153 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar­
beitslosenversicherung oder nach § 19 der Ver­
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Feb­
ruar 1924 verrichten, 

e) 

f) Personen, die für einen festumgrenzten Zeit­
raum ausschließlich oder überwiegend zum 
Zwecke ihrer Vor- oder Ausbildung beschäftigt 
werden, insbesondere Lehrlinge, Anlernlinge, 
Volontäre und Praktikanten, 

g) Lektoren, Verwalter von Stellen wissenschaft­
licher Assistenten, wissenschaftliche Hilfskräfte 
und Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien 
und wissenschaftlichen Forschungsinstituten so­
wie künstlerische Lehrkräfte a.n Kunsthoch­
schulen, 

h) Angestellte, die eine über die höchste Vergü­
tungsgruppe dieses Tarifvertrages hinausgehen­
de Vergütung erhalten. 

i) leitende Ärzte (Chefärzte), Kurdirektoren, Werks­
direktoren und sonstige vergleichbare leitende 
Angestellte, wenn ihre Arbeitsbedingungen 
einzelvertraglich besonders vereinbart sind oder 
werden, 

k) bis p) ... 

q) Angestellte, deren arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit weni­
ger als die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Ange­
stellten beträgt, 

r) bis w) ... 

Ausgenommen sind ferner Personen, die in kirch­
lichen Einrichtungen lediglich zu Erziehungszwek­
ken, aus thempeutischen oder karitativen Griinden 
beschäftigt werden, wenn dies vor Aufnahme.der 
Beschäftigung schriftlich vereinbart worden ist. 
(NotVO v. 26. 7. 1961, Art. 1 Abs. 3 Nr. 1). 

ABSCHNITT II 

Arbeitsvertrag 

§ 4 

Schriftform, Nebenabreden 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlos­
sen; dem Angestellten ist eine Ausfertigung aus-
zuhändigen. · 

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie 
schriftlich vereinbart werden. 

§ 5 
Probezeit 

Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten 
als Probezeit, es sei denn, daß im Arbeitsvertrag 
auf eine Probezeit verzichtet oder eine kürzere 
Probezeit vereinbart worden ist oder der Ange­
stellte im unmittelbaren Anschluß an ein erfolg­
reich abgeschlossenes Lehr- oder Anlernverhältnis 
bei derselben Dienststelle oder bei demselben Be­
trieb eingestellt wird. 

'77 



ABSCHNITT III 

Allgemeine Arbeitsbedingungen 

§ 6 

Gelöbnis 
Statt dieser Vorschrift gelten die Artikel 42 und 

52 der Kirchenordnung. (NotVO v. 26.7.1961 Art. 1 
Abs. 3 Nr. 2). 

§ 7 
Ärztliche Untersuchung 

(1) Der Angestellte hat auf Verlangen des Arbeit­
gebers vor seiner Einstellung seine körperliche Eig­
nung (Gesundheitszustand und Arbeitsfähigkeit) 
durch das Zeugnis eines vom Arbeitgeber bestimm­
ten Arztes nach.zuweisen. 

(2) Der Arbeitgeber kann bei gegebener Veran­
lassung durch einen Vertrauensarzt oder das Ge­
sundheitsamt feststellen lassen, ob der Angestellte 
dienstfähig oder frei von ansteckenden oder· ekel­
erregenden Krankheiten ist. Von der Befugnis darf 
nicht willkürlich Gebrauch gemacht werden. 

(3) Angestellte, die besonderen Ansteckungsge­
fahren ausgesetzt oder in gesundheitsgefährdenden 
Betrieben beschäftigt oder mit der Zubereitung von 
Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeit­
abständen ärztlich zu untersuchen. 

(4) Die Kosten der Untersuchungen trägt der 
Arbeitgeber. 

§ 8 

Allgemeine Pflichten 
(1) Der Angestellte hat sich so zu verhalten, wie 

es von Angehörigen des öffentlichen Dienstes er­
wartet wird. Er muß sich durch sein gesamtes Ver­
halten zur freiheitlich demokratischen Grundord­
nung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. 

(2) Der Angestellte ist verpflichtet, den dienst­
lichen Anordnungen nachzukommen. Beim Vollzug 
einer dienstlichen Anordnung trifft die Verant­
wortung denjenigen, der die Anordnung gegeben 
hat. Der Angestellte hat Anordnungen, deren Aus­
führung - ihm erkennbar - den Strafgesetzen 
zuwiderlaufen würde, nicht zu befolgen. 

Die kirchlichen Mitarbeiter haben den ihnen an­
vertrauten Dienst in Treue und Hingabe zu leisten. 
Ihr gesamtes Verhalten in und außer dem Dienst 
muß der Verantwortung entsprechen, die sie als 
Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen 
haben. 

Umfang und Art der Dienstpflichten des kirch­
lichen Mitarbeiters ergeben sich neben dem Arbeits­
vertrag aus den kirchlichen Gesetzen, Ordnungen 
und allgemeinen Dienstanweisungen. (NotVO v. 26. 
7. 1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 3). 

§ 9 
Schweigepflicht 

(1) Der Angestellte hat über Angelegenheiten der 
Verwaltung oder des Betriebes, deren Geheim­
haltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen 
oder auf Weisung des Arbeitgebers angeordnet ist, 
Verschwiegenheit zu bewahren. 

(2) Ohne Genehmigung des Arbeitgebers darf der 
Angestellte von dienstlichen Schriftstücken, For­
meln, Zeichnungen, bildlichen Darstellungen, che­
mischen Stoffen oder Werkstoffen, Herstellungs-
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verfahren, Maschinenteilen oder anderen geformten 
Körpern zu außerdienstlichen Zwecken weder sich 
noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, Ab­
oder Nachbildungen, Proben oder Probestücke ver­
schaffen. Diesem Verbot unterliegen die Angestell­
ten bezüglich der sie persönlich betreffenden Vor­
gänge nicht, es sei denn, daß deren Geheimhaltung 
durch gesetzliche oder dienstliche Anordnung vor­
geschrieben ist. 

(3) Der Angestellte hat auf Verlanger1i des Arbeit­
gebers dienstliche Schriftstücke, Zeichnungen, bild­
liche Darstellungen usw. sowie Aufzeichnungen 
über Vorgänge der Verwaltung oder des Betriebes 
herauszugeben. 

(4) Der Angestellte hat auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses über Angelegenheiten, die der 
Schweigepflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu 
bewahren. 

§ 10 

Belohnungen und Geschenke 
(1) Der Angestellte darf Belohnungen oder Ge­

schenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
nur mit Zustimmung des Arbeitgebers annehmen. 

(2) Werden dem Angestellten Belohnungen oder 
Geschenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
angeboten, so hat er dies dem Arbeitgeber un­
verzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. 

§ 11 
Nebentätigkeit 

Für die Nebentätigkeit des Angestellten finden 
die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils gel­
tenden Bestimmungen sinngemäß Anwendung. 

§ 12 
Versetzung und Abordnung 

(1) Der Angestellte kann aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet 
werden. Soll der Angestellte an eine Dienststelle 
außerhalb des bisherigen Dienstortes versetzt oder 
voraussichtlich länger als drei Monate abgeordnet 
werden, so ist er vorher zu hören. 

(2) Bei Bund und Ländern ist eine Versetzung nur 
innerhalb des Geschäftsbereiches der obersten 
Dienstbehörd~ zulässig. Mit seiner Zustimmung 
kann der Angestellte auch in den Geschäftsbereich 
einer anderen obersten Dienstbehörde des Arbeit­
gebers versetzt werden. 

(3) Während der Probezeit darf der Angestellte 
ohne seine Zustimmung weder versetzt noch ab­
geordnet werden. 

§ 13 
Personalakten 

(1) Der Angestellte hat ein Recht auf Einsicht in 
seine vollständigen Personalakten. Er kann das 
Recht auf Einsicht auch durch einen hierzu schrift­
lich Bevollmächtigten ausüben. Die Vollmacht ist 
zu den Personalakten zu nehmen. Der Arbeitgeber 
kann einen Bevollmächtigten zurückweisen, wenn 
es aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen ge­
boten ist. 

{2) Der Angestellte muß über Beschwerden und 
Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn un-



günstig sind oder ihm nachteilig werden können, 
vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
Seine Äußerung ist zu den Personalakten zu neh­
men. 

Protokollnotiz zu Absatz 1: 

Das Recht der Akteneinsicht schließt das Recht 
ein, Abschriften aus den Personalakten zu fertigen. 

Unterlagen über seeisorgerliche Angelegenheiten 
gehören nicht zu den Personalakten. (NotVO v. 26. 7. 
1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 4). 

§ 14 
Haftung 

Für die Schadenshaftung des Angestellten finden 
die für die Beamten des Arbeitgebers jeweils gel­
tenden Vorschriften entsprechende Anwendung. 

ABSCHNITT IV 

Arbeitszeit 

§ 15 
Regelmäßige Arbeitszeit 

{l} Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt aus­
schließlich der Pausen durchschnittlich wöchentlich 
45 Stunden. Im übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschrüten. 

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann verlängert 
werden, bis zu zehn Stunden täglich (durchschnitt­
lich 54 Stunden wöchentlich}, wenn in sie regel­
mäßig eine Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich 
zwei Stunden täglich fällt, 
bis zu elf Stunden täglich {durchschnittlich 60 Stun­
den wöchentlich), wenn in sie regelmäßig eine 
Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich drei Stun­
den täglich fällt, 
bis zu zwölf Stunden (höchsten 132 Stunden in zwei 
Wochen), wenn der Angestellte lediglich an der Ar­
beitsstelle anwesend sein muß, um im Bedarfsfall 
vorkommende Arbeiten zu verrichten. 

(3) In Verwaltungen und Betrieben, die in gewis­
sen Zeiten des Jahres regelmäßig zu saisonmäßig 
bedingter erheblich verstärkter Tätigkeit genötigt 
sind, kann für diese Zeit die regelmäßige Arbeits­
zeit bis zu 60 Stunden wöchentlich, jedoch nicht 
über 10 Stunden täglich, verlängert werden, sofern 
durch die Verkürzung der Arbeitszeit in den übri­
gen Zeiten des Jahres ein entsprechender Ausgleich 
durchgeführt wird. Soweit der Ausgleich für einen 
Angestellten nicht möglich ist, wird für die über 
die regelmäßige Arbeitszeit nach Absatz 1 hinaus 
geleistete Arbeit die Überstundenvergütung {§ 35) 
gezahlt. 

(4} Für die Vor- und Abschlußarbeiten zur Auf­
rechterhaltung des Betriebes gilt § 5 der Arbeits­
zeitordnung. 

(5) Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich 
für jeden gesetzlich anerkannten Feiertag, der auf 
einen Werktag fällt, um die ausgefallenen dienst­
planmäßigen · Stunden. 

(6) In Verwaltungen und Betrieben, deren Auf­
gaben Sonn- und Feiertagsarbeit erfordern, muß 
an Sonntagen und an Wochenfeiertagen dienstplan­
mäßig gearbeitet werden. Es soll jedoch jeder dritte 
Sonntag arbeitsfrei sein, wenn die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es zulassen. Die an einem 
Sonntag zu leistenden dienstplanmäßigen Arbeits­
stunden werden durch entsprechende zusammen­
hängende Freizeit an einem Werktag der laufenden 
oder der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen. 

(7) Die Arbeitszeit beginnt und endet an der 
Arbeitsstelle, bei wechselnden Arbeitsstellen an 

der jeweils vorgeschriebenen Arbeitsstelle oder am 
Sammelplatz. 

Protokollnotiz zu Absatz 7: 
Der Begriff der „Arbeitsstelle" ist weiter als der 

Begriff des „Arbeitsplatzes". Er umfaßt z. B. die 
Dienststelle oder den Betrieb, während unter dem 
„Arbeitsplatz" der Platz zu verstehen ist, an dem 
der Angestellte tatsächlich arbeitet. 

§ 16 
Arbeitszeit an Samstagen und vor Festtagen 

(1) An Samstagen, an denen dienstplanmäßig ge­
arbeitet wird, wird die Arbeitszeit nach Möglichkeit 
so verkürzt, daß der Nachmittag dienstfrei ist 
(Wochenendfrühschluß). Die ausfallende Arbeitszeit 
wird auf die übrigen Tage der Kalenderwoche ver­
teilt. Soweit aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen ein Wochenendfrühschluß nicht für alle 
Angestellten möglich ist, sollen sie möglichst ab­
wechselnd daran teilnehmen. 

(2) An den Tagen vor Neujahr, dem ersten Oster­
feiertag, dem ersten Pfingstfeiertag und dem ersten 
Weih~achstfeiertag soll die Arbeitszeit, soweit die 
Verhältnisse der Verwaltung oder des Betriebes es 
zulassen, bereits um 12 Uhr enden. 

§ 17 
"Oberstunden 

(1) Die auf Anordnung über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden sind 
Überstunden. Sie dürfen nur angeordnet werden, 
wenn ein außerordentliches dringendes dienstliches 
Bedürfnis besteht. 

Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als 
Arbeitszeit. Es wird jedoch für jeden Tag ein­
schließlich der Reisetage mindestens die dienstplan­
mäßige Arbeitszeit berücksichtigt. 

Muß bei eintägigen Dienstreisen von Angestell­
ten, die in der Regel an mindestens zehn Tagen 
im Monat außerhalb ihres ständigen Dienstortes 
arbeiten, am auswärtigen Geschäftsort mindestens 
die dienstplanmäße Arbeitszeit abgeleistet werden 
und muß für die Hin- und Rückreise zum und vom 
Geschäftsort einschließlich der erforderlichen Warte­
zeiten mehr als zwei Stunden aufgewendet werden, 
so wird der Arbeitszeit eine Stunde hinzugerechnet. 

(2) Gelegentliche Überstunden können für insge­
samt sechs Arbeitstage innerhalb eines Kalender­
monats auch vom unmittelbaren Vorgesetzten an­
geordnet werden. Andere Überstunden sind vorher 
schrütlich anzuordnen. 

79 



Gelegentliche Überstunden an bis zu sechs Werk­
tagen sind bis zum Ende des nächsten Kalender­
monats durch Arbeitsbefreiung auszugleichen. In 
diesem Falle sind die Überstunden durch die Ver­
gütung (§ 26) abgegolten. Für andere Überstunden 
wird die Überstundenvergütung (§ 35) gezahlt; ein 
Ausgleich durch Arbeitsbefreiung findet nicht statt. 

Ergeben sich aus der Arbeit an Wochenfeiertagen 
Überstunden (§ 15 Abs. 5), so sind diese Überstun­
den bis zum Ende des nächsten Kalendermonats 
durch Arbeitsbefreiung auszugleichen. Soweit ein 
Ausgleich durch Arbeitsbefreiung nicht möglich ist, 
wird die Überstundenvergütung (§ 35) gezahlt. 

(3) Angestellte der Vergütungsgruppen I bis III 
erhalten nur dann Überstundenvergütung, wenn 
die Leistung der Überstunden für sämtliche Be­
dienstete ihrer Dienststelle, gegebenenfalls ihrer 
Verwaltungs- oder Betriebseinheit, angeordnet ist. 
Andere über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 

· geleistete Arbeit dieser Angestellten ist durch die 
Vergütung(§ 26) abgegolten. 

§ 18 

Arbeitsversäumnis 

(1) Der Angestellte darf nur mit vorheriger Zu­
stimmung des Arbeitgebers von der Arbeit fern­
bleiben. Kann die Zustimmung den Umständen nach 
vorher nicht eingeholt werden, so ist sie unverzüg­
lich zu beantragen. 

(2) Bei nicht genehmigtem Fernbleiben hat der 
Angestellte keinen Anspruch auf Fortzahlung der 
Bezüge. 

(3) Arbeitsunfähigkeit ist unverzüglich anzuzei­
gen. Dauert eine durch Erkrankung oder Unfall 
verursachte Arbeitsunfähigkeit länger als drei Tage, 
so hat der Angestellte außerdem spätestens am 
vierten Tage eine ärztliche Bescheinigung vorzu­
legen; er trägt die Kosten dieser Bescheinigung. In 
besonderen Einzelfällen ist der Dienststellenleiter 
berechtigt, auch früher eine ärztliche Bescheinigung 
zu verlangen. Eine Bescheinigung der Krankenkasse 
ersetzt die ärztliche Bescheinigung. 

ABSCHNITT V 

Beschäftigungszeit, Dienstzeit 

§ 19 

Beschäftigungszeit 

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben Ar­
beitgeber nach Vollendung des achtzehnten Lebens­
jahres in einem Arbeitsverhältnis zurückgelegte 
Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. Zeiten einer 
Tätigkeit mit weniger als der Hälfte der regel­
mäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbe­
schäftigten Angestellten werden nicht berücksich­
tigt. Ist der Angestellte aus seinem Verschulden 
oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden, so gilt die vor dem Ausscheiden 
liegende Zeit nicht als Beschäftigungszeit, es sei 
denn, daß er das Arbeitsverhältnis wegen eines mit 
Sicherheit erwarteten Personalabbaues oder wegen 
Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge 
einer Körperbeschädigung oder einer in Ausübung 
oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheits­
schädigung aufgelöst hat oder die Nichtanrechnung 
der Beschäftigungszeit aus sonstigen Gründen eine 
unbillige Härte darstellen würde. 

Ist infolge der Kriegsereignisse oder der staats­
rechtlichen Umwälzung der frühere Arbeitgeber 
fortgefallen, so gelten als Beschäftigungszeit bei 
demselben Arbeitgeber 

a) für Angestellte des Bundes 

Beschäftigungszeiten bei Dienststellen des Rei­
ches, eines Landes oder einer sonstigen Körper­
schaft des öffentlichen Rechts, deren Aufgaben 
der Bund ganz oder überwiegend übernommen 
hat, 

b) für Angestellte der Länder 

Beschäftigungszeiten bei Dienststellen des Rei­
ches, eines Landes oder einer sonstigen Körper­
schaft des öffentlichen Rechts, die im Gebiet des 
betreffenden Landes lagen und deren Aufgaben 
das Land ganz oder überwiegend übernommen 
hat, 
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c) für Angestellte der Gemeinden 

Beschäftigungszeiten bei einer Dienststelle des 
Reiches oder eines Landes, deren Aufgaben die 
Gemeinde ganz oder überwiegend übernommen 
hat. 

übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle oder 
geschlossene Teile einer solchen von einem Arbeit­
geber, der von diesem Tarifvertrag erfaßt wird oder 
diesem oder einem Tarifvertrag wesentlich glei­
chen Inhaltes anwendet, so werden die bei der 
Dienststelle bis zur Übernahme zurückgelegten 
Zeiten nach Maßgabe der vorstehenden Sätze als 
als Beschäftigungszeit angerechnet. Das gleiche gilt, 
wenn der Arbeitgeber bereits vor dem Abschluß 
dieses Tarifvertrages gewechselt hat. 

(2) Ist ein früheres Arbeitsverhältnis im Sinne 
des Absatzes 1 durch Einberufung zum aktiven 
Wehrdienst oder Reichsarbeitsdienst oder durch 
eine sonstige Dienstverpflichtung vor dem 8. Mai 
1945 beendet worden, so wird auch die Zeit der 
Arbeitsunterbrechung als Beschäftigungszeit ange­
rechnet, wenn der Angestellte sich nach Fortfall des 
Hinderungsgrundes unverzüglich bei demselben 
Arbeitgeber zur Wiederaufnahme der Arbeit ge­
meldet hat. Das gle.iche gilt für Angestellte, die als 
politisch, rassisch oder religiös Verfolgte im Sinne 
des § 1 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut­
machungnationalsozialistischen Unrechts für Ange­
hörige des öffentlichen Dienstes vor dem 8. Mai 1945 
entlassen oder inhaftiert worden sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
ehemalige Beamte, jedoch nicht für Ehrenbeamte 
und für Beamte, die nur nebenbei beschäftigt wer­
den. 

(4) ... 

Andere als die in § 19 Abs. 1 u. 2 genannten Zei­
ten dürfen nur mit Genehmigung des Landeskir­
chenamtes angerechnet werden. (NotVO v. 26. 7. 
1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 5). 



§ 20 

Dienstzeit 

(1) Die Dienstzeit umfaßt die Beschäftigungszeit 
(§ 19) und die nach den Absätzen 2 bis 6 angerech­
neten Zeiten einer früheren Beschäftigung, soweit 
diese nicht schon bei der Berechnung der Beschäfti­
gungszeit berücksichtigt sind. 

(2) Anzurechnen sind die Zeiten einer nach Voll­
endung des achtzehnten Lebensjahres beruflich im 
Beamten-, Angestellten- oder Arbeiterverhältnis 
verbrachten Tätigkeit 

a) beim Bund, bei den Ländern, bei den Gemein­
den und Gemeindeverbänden im Bereich der 
Bundesrepublik und sonstigen Mitgliedern der 
Arbeitgeberverbände, die der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände angehören, 

b) bei kommunalen Spitzenverbänden, 

c) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die diesen oder einen 
Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an­
wenden, 

d) bei zonalen und mehrzonalen Behörden inner­
halb des Bereichs der Bundesrepublik und bei 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts­
gebietes, 

e) beim Reich, bei den damaligen Ländern und bei 
den im Reichsgebiet befindlichen Gemeinden 
und Gemeindeverbänden bis zum 8. Mai 1945. 

Volksdeutschen Vertriebenen und Umsiedlern 
sind Zeiten gleichartiger Tätigkeit im Dienste eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Herkunfts­
land in sinngemäßer Anwendung des Satzes 1 an­
zurechnen. 

(3) Die in Absatz 2 aufgeführten Zeiten werden 
nicht angerechnet, wenn der Angestellte das Ar­
beitsverhältnis gekündigt oder vorzeitig aufgelöst 
hat, oder wenn es aus einem von ihm verschulde­
ten Grunde beendet worden ist. Dies gilt nicht, 
wenn der Angestellte im Anschluß an das bisherige 
Arbeitsverhältnis zu einer anderen Dienststelle 
desselben Arbeitgebers oder zu einem anderen 
Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes im Sinne des 
Absatzes 2 übergetreten ist oder wenn er das Ar­
beitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwar­
teten Personalabbaues oder wegen Unfähigkeit zur 
Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperbe­
schädigung oder einer in Ausübung oder infolge 
seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschädigung 
aufgelöst hat oder die Nichtanrechnung eine un-

billige Härte darstellen würde. Die Sätze 1 und 2 
gelten sinngemäß für ehemalige Beamte. 

(4) Die bei einem nicht in Absatz 2 Buchst. a) und 
c) genannten Arbeitgeber außerhalb der Bundes­
republik nach dem 8. Mai 1945 und nach Voll­
endung des achtzehnten Lebensjahres im deutschen 
öffentlichen Dienst zurückgelegten Zeiten im Be­
amten-, Angestellten- _und Arbeiterverhältnis kön­
nen angerechnet werden. 

(5) Die Zeit anderer beruflicher Tätigkeiten nach 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres kann 
ganz oder teilweise angerechnet werden, wenn die 
Tätigkeit Voraussetzung für die Einstellung war. 

(6) Anzurechnen sind ferner 
a) die Zeiten erfüllter Wehrdienst- und Reichs­

arbeitsdienstpflicht (aktive Dienstzeit und Übun­
gen), 

b) die Kriegsdienstzeit, 
c) die Zeit einer Kriegsgefangenschaft, 
d) die Zeit einer auf dem Kriegszustand beruhen­

den Zivilinternierung oder Gefangenschaft als 
Geisel nach Vollendung des sechzehnten Lebens­
jahres. 

Protokollnotiz 
z u A b s. 2 B u c h s t. a) u n d c) 

Maßgebend für die Mitgliedschaft bei der Ver­
einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
bzw. die Anwendung eines Tarifvertrages wesent­
lich gleichen Inhalts ist der Einstellungstag des 
Angestellten. 

Auf die Dienstzeit ist die Tätigkeit im kirchlichen 
Dienst einschließlich der Beschäftigung bei kirch­
lichen Werken der Jugend-, Mänrl,ßr- und Frauen­
arbeit, der Inneren Mission und des Evangelischen 
Hilfswerks, des Gustav-Adolf-Werkes und der 
Äußeren Mission - ohne Rücksicht auf deren 
Rechtsform - anzurechnen (NotVO v. 26. 7. 1961 
Art. 1 Abs. 3 Nr. 6). 

§ 21 
Ausschlußfrist 

Der Angestellte hat die anrechnungsfähigen Be­
schäftigungs- und Dienstzeiten innerhalb einer 
Ausschlußfrist von drei Monaten nach Aufforde­
rung durch den Arbeitgeber nachzuweisen. Zeiten, 
für die der Nachweis nicht fristgemäß erbracht 
wird, werden nicht angerechnet. Kann der Nach­
weis aus einem vom Angestellten nicht zu vertre­
tenden Grunde innerhalb der Ausschlußfrist nicht 
erbracht werden, so ist die Frist auf einen vor Ab­
lauf der Ausschlußfrist zu stellenden Antrag an­
gemessen zu verlängern. 
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ABSCHNITT VI 

Eingruppierung 

Die §§ 22 bis 24 finden mit der Maßgabe Anwen­
dung, daß zur Einstufung, Höherstufung und Ge­
währung einer persönlichen Zulage nicht nur die 
Tätigkeitsmerkmale erfüllt, sondern auch die in 
den kirchlichen Bestimmungen vorgeschriebenen 
. Prüfungen abgelegt sein müssen. (NotVO v. 26. 7. 
1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 7). 

§ 22 

Eingruppierung bei der Einstellung 

(1) Der Angestellte wird bei der Einstellung nach 
den Tätigkeitsmerkmalen, die in der Vergütungs­
ordnung (Anlagen 1 a ... ) festgelegt sind, in die 
Vergütungsgruppe eingruppiert, die der von ihm 
überwiegend auszuübenden Tätigkeit entspricht. 
· (2) Die hiernach in Betracht kommende Vergü­
tungsgruppe ist im Arbeitsvertrag anzugeben. 

§ 23 

Höhergruppierung 

(1) Ändert sich die überwiegend und nicht nur 
vorübergehend auszuübende Tätigkeit des Ange­
stellten derart, daß sie den Tätigkeitsmerkmalen 
einer höheren als seiner bisherigen Vergütungs­
gruppe entspricht, und ist die höherwertige Tätig­
keit ununterbrochen sechs Monate lang überwiegend 
und nicht nur vorübergehend ausgeübt worden, so 
hat der Angestellte einen Anspruch, mit Beginn des 
darauf folgenden Kalendermonats in die höhere 
Vergütungsgruppe eingruppiert zu werden. Die 
Möglichkeit, den Angestellten früher höherzugrup­
pieren, bleibt unberührt. 

Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tä­
tigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Krankheit, 
Kuraufenthalt oder Vorbereitung auf eine Fach­
prüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr 
als sechs Wochen unterbrochen worden, so wird die 
Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten 
eingerechnet. Bei einer längeren Unterbrechung 
oder bei einer Unterbrechung aus anderen Grün­
den beginnt die Frist nach der Beendigung der 
Unterbrechung von neuem. 

Wird dem Angestellten vor Ablauf der sechs 
Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den 
Tätigkeitsmerkmalen seiner bisherigen Vergütungs­
gruppe entspricht, so gilt § 24 Abs. 1 sinngemäß. 

(2) Der Angestellte ist unverzüglich höherzugrup­
pieren, 

a) wenn ihm durch. ausdrückliche Anordnung des 
Arbeitgebers für die Dauer eine Tätigkeit über­
tragen wird, die den Tätigkeitsmerkmalen einer 
höheren Vergütungsgruppe entsprich.t, oder 
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b) wenn seine Eingruppierung in eine höhere Ver­
gütungsgruppe nach den Tätigkeitsmerkmalen 
nich.t von einer Änderung der Tätigkeit, sondern 
von dem Eintritt genau bestimmter Vorausset­
zungen in der Person des Angestellten abhängt . 

§ 24 

Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen 
Tätigkeit 

(1) Wird dem Angestellten vorübergehend eine 
überwiegend auszuübende Tätigkeit, die den Tätig­
keitsmerkmalen einer höheren als seiner Vergü­
tungsgruppe entsprich.t, übertragen und hat er sie 
mindestens einen Monat ausgeübt, so erhält er für 
den Kalendermonat, in dem er mit der' ihm über­
tragenen Tätigkeit begonnen hat, und. für jeden 
folgenden vollen Kalendermonat dieser Tätigkeit 
eine persönlich.e Zulage. 

(2) Wird dem Angestellten vertretungsweise· eine 
überwiegend auszuübende Tätigkeit, die den Tätig­
keitmerkmalen einer höheren als seiner Vergütungs­
gruppe entsprich.t, übertragen, und hat die Ver­
tretung länger als drei Monate gedauert, so erhält 
er nach Ablauf dieser Frist eine persönlich.e Zulage 
für den letzten Kalendermonat der Frist und für 
jeden folgenden vollen Kalendermonat der weite­
ren Vertretung. Bei Berechnung der Frist sind bei 
mehreren Vertretungen Unterbrech.ungen von we­
niger als jeweils drei Wochen unsch.ädlich.. Auf die 
Frist von drei Monaten sind Zeiten der Ausübung 
einer höherwertigen Tätigkeit nach Absatz 1 an­
zurech.nen, wenn die Vertretung sich. unmittelbar 
anschließt oder zwisch.en der Beendigung der höher­
wertigen" Tätigkeit und der Aufnahme der Ver­
tretung ein Zeitraum von weniger als drei Wochen 
liegt. 

(3) Die persönlich.e Zulage bemißt sich. aus dem 
Untersch.ied zwischen den Vergütungen der höhe­
ren Vergütungsgruppe und der Vergütungsgruppe, 
in die der Angestellte eingruppiert ist. 

(4) Der Angestellte, der nach. Absatz 1 oder Ab­
satz 2 Anspruch auf die persönlich.e Zulage hat, er­
hält sie auch im Falle der Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung der Vergütung (§ 52) sowie bei Krank­
heit und Erholungsurlaub solange, bis die Über­
tragung widerrufen wird oder aus sonstigen Grün­
den endet. 

§ 25 

Prüfungserfordernis 

Wird nicht angewandt. (NotVO v. 26. 7. 1961 
Art. 1 Abs. 3 Nr. 8). 



ABSCHNITT VII 
Vergiitung 

§ 26 

Bestandteile der Vergütung 

(1) Die Vergütung des Angestellten besteht aus 
a) der Grundvergütung, 
b) dem Ortszuschlag, 
c) dem Kinderzuschlag, 
d) dem örtlichen Sonderzuschlag. 

(2) Angestellte, die das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten an Stelle der 
Grundvergütung und des Ortszuschlags eine Ge­
samtvergütung. 

(3) Über die Höhe der Grundvergütungen, der 
Steigerungsbeträge und der Aufrückungszulagen 
(§ 27) wird ein besonderer Tarifvertrag (Vergütungs­
tarifvertrag) geschlossen. In diesem Tarifvertrag 
werden auch die Grundvergütungen für Angestellte 
zwischen dem 18. und 22. bzw. 26. Lebensjahr (§ 28), 
die Tarifklassen des Ortszuschlages (§ 29) und die 
Gesamtvergütungen für Angestellte unter 18 J ah­
ren (§ 30) festgelegt. 

§ 27 

Grundvergütung 

(1) Mit Beginn des Monats, in dem ein Angestell­
ter der Vergütungsgruppen IV a bis X das 22. Le­
bensjahr, der Vergütungsgruppen I bis III das 26. 
Lebensjahr vollendet, erhält er die im Vergütungs­
tarifvertrag festgelegte Anfangsgrundvergütung 
seiner Vergütungsgruppe. Diese steigert sich nach 
je zwei Jahren um den im Vergütungstarifvertrag 
festgelegten Steigerungsbetrag bis zum Höchstbe­
trag der Grundvergütung der Vergütungsgruppe. 

(2) Bei einer Höhergruppierung wird die im Zeit­
punkt der Höhergruppierung zustehende Grund­
vergütung um die Aufrückungszulage der höheren, 
gegebenenfalls auch um die der dazwischen liegen­
den Vergütungsgruppen, mit Beginn des Monats, in 
dem die Höhergruppierung wirksam wird, erhöht. 
Hierbei gelten die Vergütungsgruppen VI a und 
VI b sowie V a, V b und V c jeweils als eine Ver­
gütungsgruppe, nicht aber die Vergütungsgruppen 
IV b und IV a. Ist jedoch die Anfangsgrundvergü­
tung der neuen Vergütungsgruppe oder die Grund­
vergütung, die sich bei Neueinstellung nach Abs. 3 
ergeben würde, höher als die Grundvergütung nach 
Satz 1, so wird die jeweils höhere gewährt. Die 
Grundvergütung steigert sich erstmalig mit Beginn 
d(ls Monats, in dem der Angestellte ein mit gerader 
Zahl bezeichnetes Lebensjahr vollendet, von diesem 
Zeitpunkt ab nach je zwei Jahren bis zum Höchst­
betrag der Grundvergütung der Vergütungsgruppe. 

(3) Der Angestellte, der im Zeitpunkt der Ein­
stellung des 22. bzw. 26. Lebensjahr bereits über­
schritten I?-at, erhält die Grundvergütung, die er 
erreicht hätte, wenn er seit Vollendung des 22. bzw. 
26. Lebensjahres in der Eingangsgruppe seiner An­
stellungsgruppe beschäftigt gewesen und am Tage 
der Einstellung in die Anstellungsgruppe höher­
gruppiert worden wäre, mindestens aber die An­
fangsgrundvergütung der Anstellungsgruppe. Diese 
Grundvergütung steigert sich erstmalig mit Beginn 
des Monats, in dem der Angestellte ein mit gerader 

Zahl bezeichnetes Lebensjahr vollendet, von diesem 
Zeitpunkt ab nach je zwei Jahren bis zum Höchst­
betrag der Grundvergütung der Vergütungsgruppe. 

Eingangsgruppen im Sinne des Satzes 1 sind 
für die 
VergGr. X und IX 
VergGr. VIII 
VergGr. VII 
VergGr. VIa und VIb 
VergGr. V c 
VergGr. Vb 
VergGr. Va 
VergGr. IVb 
VergGr. IVa 
VergGr. III, II und I 

die VergGr. X, 
die VergGr. IX, 
die VergGr. VIII, 
die VergGr. VII, 
die VergGr. VIb, 
die VergGr. VI b, 
die VergGr. VI a bzw. VI b, 
die VergGr. VIa bzw. VIb, 
die VergGr. Vb, 
die VergGr. III. 

(4) Bei einer Herabgruppierung erhält der Ange­
stellte die Grundvergütung, die er erhalten würde, 
wenn er die während des bestehenden Arbeitsver­
hältnisses in einer höheren Vergütungsgruppe ver­
brachten Zeiten in der neuen Vergütungsgruppe 
abgeleistet hätte; in gleicher Weise werden Zeiten 
berücksichtigt, die der Angestellte während des be­
stehenden Arbeitsverhältnisses früher in der neuen 
Vergütungsgruppe verbracht hat. Die Grundver­
gütung steigert sich erstmalig wieder mit Beginn 
des Monats, in dem der Angestellte ein mit gerader 
Zahl bezeichnetes Lebensjahr vollendet, von diesem 
Zeitpunkt ab nach je zwei Jahren bis zum Höchst­
betrag der Grundvergütung der Vergütungsgruppe. 

Rückt der Angestellte später wieder in die ver­
lassene Vergütungsgruppe auf, erhält er die zuletzt 
in dieser Vergütungsgruppe bezogene Grundver­
gütung, wenn sie höher ist als die nach Absatz 2 
errechnete. 

Rückt der Angestellte in eine niedrigere als die 
verlassene Vergütungsgruppe auf, so wird er in 
sinngemäßer Anwendung der Sätze 1 bis 3 so be­
handelt, wie wenn er die in der ursprünglich ver­
lassenen Vergütungsgruppe verbrachte Zeit in der 
Vergütungsgruppe verbracht hätte, in die er auf­
rückt. 

(5) Der Angestellte, der aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grunde aus einer Verwaltung oder 
aus einem Betrieb, die von diesem Tarifvertrag 
erfaßt werden, oder aus einer Körperschaft, Stif­
tung oder Anstalt des öffentlichen Rechts, die diesen 
oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts 
anwendet, ausgeschieden war, erhält bei einer Ein­
stellung in derselben Vergütungsgruppe.die zuletzt 
bezogene Grundvergütung, wenn diese höher ist 
als die nach Absatz 3 errechnete. Ein vom Ange­
stellten zu vertretender Grund liegt vor, wenn der 
Angestellte das Arbeitsverhältnis gekündigt hat 
oder wenn es auf seine Veranlassung vorzeitig auf­
gelöst oder aus einem von ihm verschuldeten 
Grunde beendet worden ist, es sei denn, daß er im 
Anschluß an das bisherige Arbeitsverhältnis mit 
Billigung des bisherigen Arbeitgebers übergetreten 
ist oder das Arbeitsverhältnis wegen eines mit 
Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder wegen 
Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge 
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einer Körperbeschädigung oder einer in Ausübung 
oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheits­
schädigung aufgelöst hat. 

Wird der Angestellte in einer niedrigeren Ver­
gütungsgruppe eingestellt, so wird die Grundver­
gütung in sinngemäßer Anwendung des Absatzes 4 
festgesetzt, wenn diese höher ist als die nach Ab­
satz 3 errechnete. 

In beiden Fällen steigert sich die Grundvergü­
tung erstmalig wieder mit Beginn des Monats, in 
dem der Angestellte ein mit gerader Zahl bezeich­
netes Lebensjahr vollendet, von diesem Zeitpunkt 
ab nach je zwei Jahren bis zum Höchstbetrag der 
Grundvergütung der Vergütungsgruppe. 

(6) Ist der Angestellte aus einem Angestellten­
verhältnis ausgeschieden, auf das der bei der Wie­
dereinstellung geltende Vergütungstarifvertrag noch 
nicht angewendet worden ist, so ist bei der An­
wendung der Absätze 4 und 5 von der Grundver­
gütung auszugehen, die sich ergeben hätte, wenn 
der geltende Vergütungstarifvertrag auf das frü­
here Angestelltenverhältnis angewendet worden 
wäre. 

(7) Bei der Festsetzung der Grundvergütung ist 
ohne Rücksicht darauf, an welchem Monatstage der 
Angestellte geboren ist, die Vollendung eines Le­
bensjahres mit Beginn des Monats anzunehmen, in 
den der Geburtstag fällt. 

§ 28 
Grundvergütung für Angestellte 

zwischen 18 und 22 bzw. 26 Jahren 
(1) Angestellte der Vergütungsgruppen IV b, V a, 

V b, VI bis X, die das 18., aber noch nicht das 22. 
Lebensjahr vollendet haben, und Angestellte der 
Vergütungsgruppen Ibis III, die das 26. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten bis zum Be­
ginn des Monats, in dem sie das 22. bzw. 26. Le­
bensjahr vollenden, eine wie folgt gestaffelte 
Grundvergütung: 

In den Vergütungsgruppen IV b, V a, V b, VI 
bis X: 

Nach Vollendung des 18. Lebensjahres 73 v. H., 
nach Vollendung des 19. Lebensjahres 78 v. H., 
nach Vollendung des 20. Lebensjahres 83 v. H., 
nach Vollendung des 21. Lebensjahres 93 v. H. 
der Anfangsgrundvergütung(§ 27 Abs. 1). 
In den Vergütungsgruppen I bis III: 
Vor Vollendung des 26. Lebensjahres 90 v. H. 
der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abs. 1). 
(2) Die unter Absatz 1 fallenden verheirateten 

Angestellten erhalten, wenn sie auf Grund gesetz­
licher Unterhaltspflicht für den vollen Unterhalt 
ihres Ehegatten aufkommen, an Stelle der Grund­
vergütung nach Absatz 1 bis zur Vollendung des 
24. bzw. 28. Lebensjahres die Grundvergütung der 
Angestellten mit vollendetem 22. bzw. 26. Lebens­
jahr. Im Falle der Auflösung der Ehe durch Tod 
oder Ehescheidung tritt eine Verminderung dieser 
Grundvergütung nicht ein. 

(3) § 27 Abs. 7 gilt entsprechend. 
§ 29 

Ortszuschlag 
Der Ortszuschlag wird in sinngemäßer Anwen­

dung der für die Beamten des Arbeitgebers jeweils 
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geltenden Bestimmungen und nach der im Ver­
gütungstarifvertrag für die einzelnen Vergütungs­
gruppen festgelegten Tarifklasse gewährt. 

§ 30 
Gesamtvergütung für Angestellte unter 18 Jahren 

(1) Angestellte, die das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten von der Grund­
vergütung und dem Ortszuschlag eines zweiund­
zwanzigjährigen ledigen Angestellten der gleichen 
Vergütungsgruppe und der gleichen Ortsklasse als 
Gesamtvergütung nachstehende Vomhundertsätze: 

50 v. H. vor Vollendung des 15. Lebensjahres, 
55 v. H. nach Vollendung des 15. Lebensjahres, 
61 v. H. nach Vollendung des 16. Lebensjahres, 
67 v. H. nach Vollendung des 17. Lebensjahres. 
(2) Das Lebensjahr gilt mit Beginn des Monats 

als vollendet, in den der Geburtstag fällt. 

§ 31 
Kinderzuschlag 

(1) Der Kinderzuschlag wird in sinngemäßer An­
wendung der für die Beamten des Arbeitgebers 
jeweils geltenden Bestimmungen gewährt. 

(2) Bei einer regelmäßigen wöchentlichen Be­
schäftigung von mindestens drei Viertel der regel­
mäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbe­
schäftigten Angestellten werden die vollen Sätze 
des Kinderzuschlags gezahlt. Bei einer geringeren 
wöchentlichen Beschäftigung vermindert sich der 
Kinderzuschlag auf drei Viertel der vollen Sätze. 

(3) Wäre nach den gemäß Absatz 1 sinngemäß 
anzuwendenden Bestimmungen der Kinderzuschlag 
zur Hälfte zu gewähren, so gilt für den Fall, daß 
einer oder beide der Anspruchsberechtigten nicht 
vollbeschäftigt sind, folgendes: 
a) Ist der Angestellte nicht vollbeschäftigt, so er­

hält er den ihm zustehenden Kinderzuschlag, je­
doch nicht mehr als die Hälfte des vollen Kin­
derzuschlags, wenn auch der andere Anspruchs­
berechtigte nicht vollbeschäftigt ist. 

b) Ist der Angestellte nicht vollbeschäftigt, so er­
hält er keinen Kinderzuschlag, wenn der andere 
Anspruchsberechtigte vollbeschäftigt ist. 

c) Ist der Angestellte vollbeschäftigt, so erhält er 
den vollen Kinderzuschlag, wenn der andere 
Anspruchsberechtigte nicht vollbeschäftigt ist. 
Steht dem anderen Ansprusberechtigten ein Teil 
des Kinderzuschlags zu, so vermindert sich der 
Kinderzuschlag des Angestellten um diesen Teil. 

(4) Für einen Zeitraum, für den nach den Kinder­
geldgesetzen Kindergeld zusteht, wird für das der 
Reihenfolge der Geburt nach dritte und jedes wei­
tere Kind im Sinne des Kindergeldgesetzes kein 
Kinderzuschlag gewährt. Bei der Zuteilung zu den 
Stufen des Ortszuschlags sind diese Kinder jedoch 
zu berücksichtigen. 

(5) Im Bereich der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände gelten die Bestimmungen über 
die Gewährung des Kinderzuschlags beim Zusam­
mentreffen mehrerer Ansprüche auf Kinderzuschlag 
für dasselbe Kind auch, wenn der Anspruch eines 
Angestellten mit dem Anspruch eines Arbeitneh­
mers einer nicht öffentlichen Verwaltung oder 
eines nicht öffentlichen Betriebes zusammentrifft, 



die Mitglieder eines Arbeitgeberverbandes der Ver­
einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
sind. 

§ 32 
Örtlicher Sonderzuschlag 

Zur Grundvergütung tritt örtlicher Sonderzu­
schlag nach Maßgabe der für die Beamten des Ar­
beitgebers jeweils geltenden Bestimmungen. Für 
Angestellte, die das achtzehnte Lebensjahr noch 
hicht vollendet haben, erhöht sich in diesem Falle 
die in der Gesamtvergütung enthaltene Grundver­
gütung um den örtlichen Sonderzuschlag. 

§ 33 
Zulagen 

(1) Der Angestellte erhält neben seiner Vergü­
tung (§ 26) eine Zulage, 
a) wenn seine Tätigkeit mit Mehraufwendungen 

verbunden ist, die weder durch Reisekostenver­
gütung noch durch die Vergütung abgegolten 
sind, und dem entsprechenden Beamten seines 
Arbeitgebers unter den gleichen Voraussetzun­
gen und Umständen eine Zulage zu gewähren 
ist, 

b) wenn dem entsprechenden Beamten seines Ar­
beitgebers im Kassen- oder Vollstreckungsdienst 
eine Entschädigung zu gewähren ist, 

c) wenn er regelmäßig und nicht nur in unerheb­
lichem Umfange besonders gefährliche oder ge­
sundheitsschädliche Arbeiten auszuführen hat 
und hierfür kein anderweitiger Ausgleich zu 
gewähren ist. 

In den Fällen der Buchstaben a) und b) erhält 
der Angestellte die gleiche Zulage (Entschädigung) 
wie der entsprechende Beamte. 

(2) Soweit nicht bereits nach Absatz 1 eine ent­
sprechende Zulage gewährt wird, können Ange­
stellte, die auf Baustellen unter besonders ungün­
stigen Umständen arbeiten (z. B. unter ungenügen­
den wohnlichen Unterkunftsverhältnissen, großen 
mit außergewöhnlichem Zeitaufwand zu überwin­
denden Entfernungen der Baustelle von der Bau­
leitung), für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
bis zu 100,- DM monatlich erhalten (Baustellen­
zulage). 

(3) Mit Ablauf des Monats, in dem die Voraus­
setzungen für die Gewährung einer Zulage weg­
gefallen sind, ist die Zahlung dieser Zulage einzu­
stellen. 

(4) Angestellte, die infolge ihrer dienstlichen 
Tätigkeit ständig mit Infektions- oder Tuberkulose­
kranken in Verbindung oder mit infektiösem Ma­
terial in Berührung kommen, erhalten eine Zusatz­
verpflegung, die auf der Grundlage eines .Gegen­
wertes von 15,- DM monatlich bei Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages festgelegt wird. Die Zusatz­
verpflegung entfällt, wenn der Gefährdung bereits 
durch Gewährung der entsprechenden Krankenver­
pflegung Rechnung getragen ist. Sie entfällt auch 
für Zeiten, in denen der Angestellte von der Ar­
beitsleistung befreit ist (z. B. bei Urlaub oder 
Krankheit). Eine Geldentschädigung wird nicht ge­
währt. 

(5) Angestellte, die auf Anordnung in der Zeit 
zwischen 22.00 und 6.00 Uhr arbeiten, erhalten eine 
Nachtdienstentschädigung, soweit es sich nicht um 

Bürodienst, der sonst üblicherweise nur in den 
Tagesstunden geleistet wird, oder um nächtliche 
Dienstgeschäfte handelt, für die, ohne daß eine 
Unterkunft genommen wird, Übernachtungsgeld 
nach dem Reisekostengesetz gewährt wird. 

(6) Unter welchen Voraussetzungen im Falle des 
Absatzes 1 Buchst. c) eine Arbeit als besonders ge­
fährlich oder gesundheitsschädlich anzusehen ist 
und in welcher Höhe die Zulage nach Absatz 1 
Buchst. c) bzw. die Nachtdienstentschädigung nach 
Absatz 5 zu gewähren ist, wird zwischen dem Bund, 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, der Ver­
einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
und den vertragschließenden Gewerkschaften je­
weils gesondert vereinbart. In den Vereinbarungen 
können auch Bestimmungen über eine Pauschalie­
rung getroffen werden. 

(7) Zulagen anderer Art, die bei Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages im Bereich der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände auf Grund 
örtlicher oder betrieblicher Regelung oder nach dem 
Arbeitsvertrag gewährt werden, werden von den 
vorstehenden Vorschriften nicht berührt. 

(8) Andere Zulagen oder Zuschläge werden nicht 
gewährt. 

§ 34 

Vergütung Nichtvollbeschäftigter 
Nichtvollbeschäftigte Angestellte erhalten unbe­

schadet des § 31 Abs. 2 von der Vergütung (§ 26), 
die für entsprechende vollbeschäftigte Angestellte 
festgelegt ist, den Teil, der dem Maß der mit ihnen 
vereinbarten Arbeitszeit entspricht. Dasselbe gilt 
für die in festen Monatsbeträgen zu zahlenden Zu­
lagen (§ 33). 

§ 35 

Überstundenvergütung 
(1) Bei der Überstundenberechnung sind für .jeden 

zu berücksichtigenden Urlaubstag, Krankheitstag 
sowie für jeden Tag, an dem der Angestellte aus 
sonstigen Gründen von der Arbeit befreit war, die 
Stunden mitzuzählen, die der Angestellte ohne 
diese Ausfallgründe innerhalb seiner regelmäßigen 
Arbeitszeit geleistet haben würde. Werden nicht­
geleistete Arbeitsstunden nachgeleistet, so werden 
sie nicht zum zweiten Male gezählt. 

(2) Die Überstundenvergütungen werden in festen 
Sätzen für die einzelnen Vergütungsgruppen im 
Vergütungstarifvertrag festgelegt. 

(3) Im Arbeitsvertrag kann an Stelle der Über­
stundenvergütung eine Überstundenpauschvergü­
tung vereinbart werden. 

§ 36 
Auszahlung der Bezüge, Vorschüsse 

(1) Die Vergütung ist für den Monat zu berech­
nen und dem Angestellten am fünfzehnten eines 
jeden Monats für den laufenden Monat zu zahlen. 
Der Abschluß ergänzender Dienstvereinbarungen 
ist zulässig. Fällt der Zahlungstag auf einen Sonn­
tag, Feiertag oder allgemein arbeitsfreien Werktag, 
so finden die für die Beamten des Arbeitgebers je­
weils maßgebenden Bestimmungen entsprechende 
Anwendung. 

(2) Besteht der Vergütungsanspruch nicht für den 
ganzen Monat, so ist in diesem Monat für jeden 
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Tag, für den der Vergütungsanspruch besteht, 1/so 
der Monatsvergütung zu zahlen. 

(3) Ändert sich im Laufe eines Monats die Höhe 
der Vergütung, so ist für jeden Tag 1/so der Monats­
vergütung zu zahlen; für den 31. eines Monats wird 
nichts gezahlt, in Schaltjahren werden für den 
29. Februar 2/ao, in. den übrigen Jahren für den 
28. Februar Sfso der Monatsvergütung gezahlt. 

(4) Der Angestellte hat sich von der Höhe des 
ausgezahlten Betrages sofort zu überzeugen und 
eine etwaige Nichtübereinstimmung des gezahlten 
Betrages mit der Abrechnung oder Zahlungsliste 
sofort zu beanstanden. 

(5) Dem Angestellten, der am Zahlungstage be­
urlaubt ist, wird auf Antrag die Vergütung für den 

laufenden Monat und ein Abschlag in Höhe der für 
die Urlaubstage des folgenden Monats zustehenden 
Vergütung vor Beginn des Urlaubs gezahlt. 

(6) Von der Rückforderung zuviel gezahlter Be­
züge kann aus Billigkeitsgründen - bei Bund und 
Ländern mit Zustimmung der obersten Dienstbe­
hörde - ganz oder teilweise abgesehen werden. 
Von der Rückforderung ist abzusehen, wenn die 
Bezüge nicht durch Anrechnung auf noch auszuzah­
lende Bezüge eingezogen werden können und das 
Einziehungsverfahren Kosten verursachen würde, 
die die zuviel gezahlten Bezüge übersteigen. Dies 
gilt für das Sterbegeld entsprechend. 

(7) Vorschüsse können nach den bei dem Arbeit­
geber jeweils geltenden Vorschußrichtlinien ge­
währt werden. 

ABSCHNITT VIII 

Sozialbezüge 

§ 37 
Krankenbezüge 

(1) Dem Angestellten werden im Falle einer 
durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeits­
unfähigkeit Krankenbezüge gewährt, es sei denn, 
daß er sich die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich, grob 
fahrlässig oder bei einer nicht genehmigten Neben­
tätigkeit zugezogen hat. 

(2) Die Krankenbezüge werden 
bei einer Dienstzeit (§ 20) von weniger als zwei 
Jahren und an Angestellte, die das achtzehnte Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben, bis zum Ende 
der 6. Woche, nach einer Dienstzeit 
von mindest. 2 Jahren bis zum Ende der 9. Woche, 
von mindest. 3.Jahren bis zum Ende der 12. Woche, 
von mindest. 5 Jahren bis zum Ende der 15. Woche, 
von mindest. 8 Jahren bis zum Ende der 18. Woche, 
von mindest. 10 Jahren bis zum Ende der 26. Woche 
der Arbeitsunfähigkeit gewährt. 

Bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten im 
Sinne der Reichsversicherungsordnung werden die 
Krankenbezüge ohne Rücksicht auf die Dienstzeit 
bis zum Ende der 26. Woche der Arbeitsunfähigkeit 
gewährt. 

Krankenbezüge werden nicht gewährt 
a) über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

hinaus, 

b) über den Zeitpunkt hinaus, von dem der Ange­
stellte Bezüge aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung oder aus einer zusätzlichen Alters­
und Hinterbliebenenversorgung erhält, sofern 
dieser Zeitpunkt nach Beginn der 17. Woche der 
Arbeitsunfähigkeit eintritt und das Arbeitsver­
hältnis nicht bereits früher erloschen ist; die 
Rentenansprüche des Angestellten gehen in die­
sem Falle in Höhe der gegebenenfalls überzahl­
ten Krankenbezüge auf den Arbeitgeber über. 

(3) Dauert die Arbeitsunfähigkeit nicht länger als 
14 Kalendertage, so werden als Krankenbezüge ge­
währt 

a} die Vergütung nach§ 26, 
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b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 
sind. 

Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als 14 Ka­
lendertage, so werden als Krankenbezüge gewährt 

a) die Vergütung nach § 26, 

b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 
sind, 

c) andere Zulagen, sowie Vergütungen für Über­
stunden und Bereitschaftsdienst nach dem Ta­
gesdurchschnitt dieser Zulagen und der Vergü­
tungen für Überstunden und Bereitschaftsdienst 
der letzten drei Kalendermonate; die Vergütun­
gen für Überstunden werden jedoch nur berück­
sichtigt, wenn in den letzten drei Kalendermona­
ten mindestens 21 bezahlte Überstunden ange­
fallen sind. 

(4) Vollendet der Angestellte während der Ar­
beitsunfähigkeit die zu einer längeren Bezugsdauer 
berechtigende Dienstzeit, so werden die Kranken­
bezüge so gewährt, wie wenn der Angestellte die 
längere Dienstzeit bereits bei Beginn der Arbeits­
unfähigkeit vollendet hätte. 

(5) Hat der· Angestellte nach einer Erkrankung 
die Arbeit ohne Vorlage einer Bescheinigung über 
seine Arbeitsfähigkeit wieder aufgenommen und 
erkrankt er innerhalb von vier Wochen nach der 
Arbeitsaufnahme erneut an derselben Krankheit, 
so werden Krankenbezüge für beide Erkrankungen 
nur für die Dauer der gesamten im Absatz 2 fest­
gelegten Zeit gewährt. 

Protokollnotiz zu Absatz 3: 
Zu den Zulagen gehören nicht die Nachtdienst­

entschädigung nach § 33 Abs. 5 und Vergütungen, 
die auf Grund des § 42 und der Sonderregelungen 
hierzu gewährt werden. 

Prbtokollnotiz zu Absatz 3 Satz 2 
Buchst. c): 

Als Tagesdurchschnitt wird für jeden Kalender­
tag der Arbeitsunfähigkeit 1/oo der in den letzten 
drei Kalendermonaten gezahlten anderen Zulagen 
und Vergütungen für Überstunden und Bereit­
schaftsdienst gewährt. 



§ 38 
Krankenbezüge bei Schadensersatzansprüchen 

gegen Dritte 
(1) Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen von 

einem Dritten zu vertretenden Umstand herbeige­
führt, so hat der Angestellte 
a) dem Arbeitgeber unverzüglich die Umstände 

mitzuteilen, unter denen die Arbeitsunfähigkeit 
herbeigeführt worden ist, 

b) sich jeder Verfügung über die Ansprüche auf 
Schadensersatz wegen der Arbeitsunfähigkeit zu 
enthalten und 

c) die Ansprüche auf Schadensersatz wegen der 
Arbeitsunfähigkeit an den Arbeitgeber abzu­
treten und zu erklären, daß er über · sie noch 
nicht verfügt hat. 

Bis zur Abtretung der Ansprüche ist der Arbeit"." 
geber berechtigt, die Leistungen aus § 37 zurück­
zubehalten. 

(2) übersteigt der erlangte Schadensersatz die 
Leistungen des Arbeitgebers nach § 37, so erhält 
der Angestellte den Unterschiedsbetrag. Bei der 
Verfolgung der Schadensersatzansprüche durch den 
Arbeitgeber darf ein über den Anspruch des Ar­
beitgebers hinausgehender nicht offensichtlich un­
gerechtfertigter Anspruch des Angestellten nicht 
vernachlässigt werden. 

§ 39 
Jubiläumszuwendungen 

(1) Die Angestellten des Bundes und der Länder 
erhalten als Jubiläumszuwendung bei Vollendung 
einer Dienstzeit (§ 20) 

von 25 Jahren 200,- DM, 
von 40 Jahren 350,- DM. 

Ist bereits aus Anlaß einer nach anderen Bestim­
mungen berechneten Dienstzeit eine Jubiläumszu-

wendung gewährt worden, so ist sie auf die Jubi­
läumszuwendung nach Satz 1 anzurechnen. 

(2) ... 
§ 40 

Beihilfen bei Geburts-, Krankheits- und 
Todesfällen, Unterstützungen 

Für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen sowie von Unterstützun­
gen werden die bei dem Arbeitgeber jeweils gelten­
den Bestimmungen angewendet. 

§ 41 
Sterbegeld 

(1) Hinterläßt ein Angestellter einen Ehegatten 
oder Kinder, für die ihm Kinderzuschlag ganz oder 
teilweise zusteht, so erhalten diese Hinterbliebenen 
für die restlichen Tage des Sterbemonats und zwei 
weitere Monate die volle Vergütung(§ 26) des Ver­
storbenen als Sterbegeld. Sind an den Verstorbenen 
Bezüge über den Sterbetag oder Vorschüsse über 
Sterbemonat hinaus bereits gezahlt, so werden 
diese auf die an die Hinterbliebenen zu zahlenden 
Bezüge angerechnet. Zahlung an einen der Hinter­
bliebenen bringt den Anspruch der übrigen gegen 
den Arbeitgeber zum Erlöschen. Sind Hinterblie­
bene im Sinne des Satzes 1 nicht vorhanden, so 
werden über den Sterbetag hinaus gezahlte Bezüge 
für den Sterbemonat nicht zurückgefordert. 

(2) Die Hinterbliebenen eihes Ausgesteuerten 
(§ 37) erhalten die Vergütung für den Sterbemonat 
vom Sterbetag ab und für zwei weitere Monate. 

(3) Das Sterbegeld verringert sich um den Betrag, 
den die Hinterbliebenen° als Sterbegeld aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
oder aus einer Ruhegeldeinrichtung erhalten. Dies 
gilt nicht, wenn die zusätzliche Alters- und Hinter­
bliebenenversorgung oder die Ruhegeldeinrichtung 
einen Arbeitnehmerbeitrag vorsieht. 

ABSCHNITT IX 

Reisekostenvergütung, Trennungsentschädigung, 
Umzugskostenerstattung 

§ 42 

Reisekostenvergütung 
Für die Gewährung von Reisekostenvergütung 

sind die bei dem Arbeitgeber für die Beamten 
jeweils geltenden Bestimmungen sinngemäß anzu­
wenden. Soweit Betriebe in privater Rechtsform 
nach eigenen Grundsätzen verfahren, verbleibt es 
dabei. 

§ 43 
Trennungsentschädigung 

Für die Gewährung von Trennungsentschädigung 
sind die bei dem Arbeitgeber für die Beamten 
jeweils geltenden Bestimmungen sinngemäß anzu­
wenden. Soweit Betriebe in privater Rechtsform 
nach eigenen Grundsätzen verfahren, verbleibt es 
dabei. 

§ 44 
Umzugskostenerstattung 

(1) Der Angestellte, der auf Grund der Vor­
schriften dieses Tarifvertrages versetzt wird oder 
auf dienstliche Anordnung umzieht, erhäht Um-

zugskostenvergütung nach Maßgabe der bei dem 
Arbeitgeber für die Beamten. jeweils geltenden 
Bestimmungen. 

Wird der Angestellte auf Antrag aus zwingenden 
persönlichen Gründen nach einem anderen Dienst­
ort versetzt, so kann ihm eine Umzugskostenbeihilfe 
gewährt werden, wie sie Beamte unter gleichen 
Umständen erhalten können. 

(2) Bei Einstellung auf einem Arbeitsplatz, der 
zur Befriedigung eines dringenden dienstlichen Be­
dürfnisses auf die Dauer von mindestens zwei Jah­
ren besetzt werden muß, kann dem Angestellten 
eine Umzugskdstenbeihilfe in sinngemäßer Anwen­
dung der bei dem Arbeitgeber für die Beamten 
hinsichtlich der Einberufung nichtbeamteter Per­
sonen jeweils geltenden Bestimmungen gewährt 
werden. Dabei richtet sich für Angestellte mit einer 
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren die Umzugs­
kostenbeihilfe sinngemäß nach § 2 Abs. 1 Buchst. d) 
des Umzugskostengesetzes in Verbindung mit Nr. 
22 Abs. 1 Buchst. a) der Durchführungsverordnung 
zum Umzugskostengesetz, für die übrigen Ange-
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stellten sinngemäß nach § 2 Abs. 1 Buchst. d) des 
Umzugskostengesetzes in Verbindung mit Nr. 22 
Abs. 1 Buchst. b) der Durchführungsverordnung 
zum Umzugskostengesetz oder nach den an ihre 
Stelle tretenden Vorschriften. 

Endet das Arbeitsverhältnis aus einem von dem 
Angestellten zu vertretenden Grunde vor Ablauf 
von zwei Jahren nach dem Umzug, so hat der An­
gestellte die Umzugskostenbeihilfe zurückzuzahlen. 

Endet das Arbeitsverhältnis eines Angestellten 
mit eigenem Hausstand aus einem von ihm nicht zu 
vertretenden Grunde und muß er eine Werkdienst­
wohnung räumen, so kann Umzugskostenbeihilfe 
in sinngemäßer Anwendung der bei dem Arbeit­
geber für den Fall des Eintritts eines Beamten in 
den Ruhestand geltenden Bestimmungen gewährt 
werden. Dies gilt entsprechend für die Hinterblie­
benen eines während des Arbeitsverhältnisses ver­
storbenen Angestellten. 

(3) Im übrigen gelten die bei dem Arbeitgeber 

jeweils geltenden Bestimmungen für das Umzugs­
kostenrecht der Beamten. 

(4) Soweit Betriebe in privater Rechtsform nach 
eigenen Grundsätzen verfahren, verbleibt es dabei. 

§ 45 

Stufeneinteilung 

Für Leistungen nach Maßgabe dieses Abschnittes 
werden zugeteilt 
die Angestellten der Vergütungsgruppen Ibis IV a 
der Stufe II, 
die Angestellten der Vergütungsgruppen IV b und V 
der Stufe III, 
die Angestellten der Vergütungsgruppen VI und VII 
der Stufe IV, 
die Angestellten der Vergütungsgruppen VIII bis 
X der Stufe V 
der bei dem Arbeitgeber für die Beamten jeweils 
geltenden Reisekosten- bzw. Umzugskostenstufen. 

ABSCHNITT X 
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 

§ 46 

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 

(1) Die Angestellten des Bundes und der Länder 
haben Anspruch auf Versicherung unter eigener 
Beteiligung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters­
und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe 
eines besonderen Tarifvertrages. 

Soweit allgemein oder für einzelne Gruppen von 
Angestellten oder einzelne Angestellte bereits Re­
gelungen einer Alters- und Hinterbliebenenversor-

gung ohne eigene Beteiligung bestehen, werden sie 
hiervon nicht berührt. 

(2) ... 

Der in § 46 festgelegte Anspruch der kirchlichen 
Mita1·beiter auf eine zusätzliche Alters- und Hinter­
bliebenenversorgung ist für die kirchlichen Mit­
arbeiter im Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen durch die kirchengesetzlichen Bestim­
mungen über die „Kirchliche Zusatzversorgungs­
kasse Rheinland-Westfalen" geregelt. (NotVO v. 
26. 7. 1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 9). 

ABSCHNITT XI 
Urlaub, Arbeitsbefreiung 

§ 47 
Erholungsurlaub 

(1) Der Angestellte erhält in jedem Urlaubsjahr 
Erholungsurlaub unter Zahlung der Urlaubsver­
gütung. Das Urlaubsjahr umfaßt die Zeit vom 
1. April bis 31. März oder das Geschäftsjahr. 

(2) Wird Urlaub für nicht mehr als sechs Urlaubs­
tage gewährt, so werden als Urlaubsvergütung ge­
zahlt 

a) die Vergütung nach § 26, 

b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 
sind. 

Wird Urlaub für mehr als sechs Urlaubstage ge­
währt, so werden als Urlaubsvergütung gezahlt 

a) die Vergütung nach § 26, 

b) die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt 
sind, 

c) andere Zulagen, sowie Vergütungen für Über­
stunden und Bereitschaftsdienst nach dem Tages­
durchschnitt dieser Zulagen und der Vergütun­
gen für Überstunden und Bereitschaftsdienst der 
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letzten drei Kalendermonate; die Vergütungen 
für Überstunden werden jedoch nur berücksich­
tigt, wenn in den letzten drei Kalendermonaten 
mindestens 21 bezahlte Überstunden angefallen 
sind. 

(3) Der Urlaubsanspruch kann erst nach Ablauf 
von sechs Monaten, bei Jugendlichen nach Ablauf 
von drei Monaten, nach der Einstellung geltend 
gemacht werden, es sei denn, daß der Angestellte 
vorher ausscheidet. 

(4) Dem Angestellten, der in unmittelbarem An­
schluß an ein Beschäftigungsverhältnis bei einem 
von diesem Tarifvertrag erfaßten Arbeitgeber oder 
bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts, die diesen oder einen Tarif­
vertrag wesentlichen gleichen Inhalts anwendet, 
eingestellt wird, erhält den im laufenden Urlaubs­
jahr noch nicht verbrauchten Urlaub vom neuen 
Arbeitgeber. Eine Einstellung im unmittelbaren 
Anschluß an das frühere Beschäftigungsverhältnis 
liegt auch dann vor, wenn zwischen der Beendigung 
des früheren und dem Beginn des neuen Arbeits­
verhältnisses nur Sonn- oder Feiertage oder all-



gemein arbeitsfreie Werktage oder die für den Um­
zug von dem alten zu dem neuen Dienstort erfor­
derlichen Reisetage liegen. 

(5) Urlaub, der dem Angestellten in einem frühe­
ren Beschäftigungsverhältnis bei einem von diesem 
Tarifvertrag erfaßten Arbeitgeber oder von einer 
Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts, die diesen oder einen Tarifvertrag wesent­
lich gleichen Inhalts anwendet, für Monate gewährt 
worden ist, die in sein jetziges Angestelltenverhält­
nis fallen, wird auf den Urlaub angerechnet. 

(6) Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhän­
gend gewährt werden. Er kann auf Wunsch des An­
gestellten in zwei Teilen genommen werden, dabei 
muß jedoch ein Urlaubsteil so bemessen sein, daß 
der Angestellte mindestens für zwei volle Wochen 
von der Arbeit befreit ist. 

Erkrankt der Angestellte während des Urlaubs 
und zeigt er dies unverzüglich an, so werden die 
durch ärztliches - auf Verlangen durch amts- oder 
vertrauensärztliches - Zeugnis nachgewiesenen 
Krankheitstage, an denen der Angestellte arbeits­
unfähig war, auf den Urlaub nicht angerechnet. 
Der Angestellte hat sich nach planmäßigem Ablauf 
seines Urlaubs oder, falls die Krankheit länger 
dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähig­
keit zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen. 
Der Antritt des restlichen Urlaubs wird erneut fest­
gesetzt. 

Der Urlaub kann auch während einer Erkran­
kung genommen werden. In diesem Falle tritt für 
die Dauer des Urlaubs an die Stelle der Kranken­
bezüge die Urlaubsvergütung. 

(7) Der Urlaub ist spätestens bis zum Ende des 
Urlaubsjahres anzutreten. 

Konnte der Urlaub aus dienstlichen oder betrieb­
lichen Gründen bis zum Ende des Urlaubsjahres 
nicht angetreten werden, so ist er innerhalb der 
nächsten drei Monate zu gewähren. Konnte er 
wegen Arbeitsunfähigkeit des Angestellten nicht 
bis zum Ende des Urlaubsjahres angetreten werden, 
so ist er innerhalb der nächsten fünf Monate zu 
gewähren. 

Läuft die Wartezeit (Absatz 3) erst im Laufe des 
folgenden Urlaubsjahres ab, so ist der Urlaub spä­
testens bis zum Ende des Urlaubsjahres anzutreten. 

Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Fristen 
schriftlich geltend gemacht ist, verfällt. 

(8) Angestellte, die ohne Erlaubnis während des 
Urlaubs gegen Entgelt arbeiten, verlieren hierdurch 
den Anspruch auf die Urlaubsvergütung für die 
Tage der Erwerbstätigkeit. 

Protokollnotiz zu Absatz 2: 
Zu den Zulagen gehören nicht die Nachtdienstent­
schädigung nach § 33 Abs. 5 und Vergütungen, die 
auf Grund des § 42 und der Sonderregelungen hier­
zu gewährt werden. 

Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 2 
Buchst. c): 

Als Tagesdurchschnitt wird für jeden Urlaubstag 
1hs der in den letzten drei Kalendermonaten ge­
zahlten anderen Zulagen und Vergütungen für 
Überstunden und Bereitschaftsdienst gewährt. 

§ 48 

Dauer des Erholungsurlaubs 
(1) Die Dauer des Erholungsurlaubs beträgt 

bis zum 
vollendeten 

in der 30. Lebens-
Vergütungs- jahr 

gruppe 

Ibis IVa 
IVb bis VI 
VII bis IX 
X 

22 
18 
16 

16 

bis zum 
vollendeten 
40. Lebens­

jahr 

Werktage 

27 

24 
22 
20 

nach 
vollendetem 
40. Lebens­

jahr 

32 
30 
27 

24 

(2) Bis zu einem Lebensalter von 18 Jahren be­
trägt der Urlaub allgemein 24 Werktage. 

(3) Einen Urlaub von mindestens 24 Werktagen 
erhalten 

a) Angestellte, die ständig mit Infektions- und 
Tuberkulosekranken in Verbindung kommen, 
und solche, die ständig mit infektösem Material 
arbeiten müssen, 

b) Ärzte, medizinisch-technische und technische 
Assistenten sowie medizinisch-technische Gehil­
fen im Röntgen- oder Radiumdienst, 

c) Sozialarbeiter (Volks-, Gesundheits-, Wohl­
fahrtspfleger, Fürsorger, Jugendpfleger), die 
überwiegend im Außendienst beschäftigt sind, 

d) Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen, Jugendleite­
rinnen und Heimerzieher, sofern sie nicht über­
wiegend Verwaltungstätigkeit ausüben. 

e) 

f) Angestellte, die als Aufsichtspersonen über An­
gestellte oder Arbeiter unter den gleichen Be­
dingungen wie diese zu arbeiten haben, sofern 
den zu beaufsichtigenden Angestellten oder Ar­
beitern auf Grund tariflicher Vorschriften ein 
Zusatzurlaub zusteht. 

Ist nach § 49 aus den vorbezeichneten Gründen 
ein Zusatzurlaub zu gewähren, der zusammen mit 
dem nach Absatz 1 zustehenden Erholungsurlaub 
den Urlaub nach diesem Absatz erreicht oder über­
steigt, entfällt der Mindesturlaub. 

(4) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im 
Laufe des Urlaubsjahres, so beträgt der Urlaubs­
anspruch ein Zwölftel für jeden vollen Beschäfti­
gungsmonat. Scheidet der Angestellte wegen Be­
rufsunfähigkeit (§ 59) oder durch Erreichung der 
Altersgrenze (§ 60) aus dem Arbeitsverhältnis aus, 
so beträgt der Urlaubsanspruch sechs Zwölftel, 
wenn das Arbeitsverhältnis in der ersten Hälfte, 
und zwölf Zwölftel, wenn es in der zweiten Hälfte 
des Urlaubsjahres endet. 

Bruchteile von Urlaubstagen werden auf volle 
Tage, jedoch nur einmal im Urlaubsjahr, aufge­
rundet. 

(5) Maßgebend für die Berechnung der Urlaubs­
dauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Urlaubs­
jahres vollendet wird. Für die Urlaubsdauer d,er 
Jugendlichen ist das Lebensjahr zu Beginn des 
Kalenderjahres maßgebend. 
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(6) Der Bemessung des Urlaubs ist die Vergü­
tungsgruppe zugrunde zu legen, in der sich der 
Angestellte bei Beginn des Urlaubsjahres befunden 
hat, bei Einstellung während des Urlaubsjahres die 
Vergütungsgruppe, in der er bei der Einstellung 
eingruppiert worden ist. Ein Aufrücken des An­
gestellten während des Urlaubsjahres bleibt unbe­
rücksichtigt. 

(7) Werktage sind alle Kalendertage, die nicht 
Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind. Sofern an 
einzelnen Werktagen betriebsüblich oder regel­
mäßig nicht gearbeitet wird, sind diese Tage auf 
die gesamte Urlaubsdauer anteilig anzurechnen. 

§ 49 
Zusatzurlaub 

Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs sind die 
für die Beamten des Arbeitgebers jeweils maß­
gebenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. 

§ 50 
Sonderurlaub 

(1) Dem Angestellten ist für die Dauer eines von 
einem Träger der Sozialversicherung, einer Alters­
versorgung einer öffentlichen Verwaltung oder 
eines Betriebes oder von der Versorgungsbehörde 
venrdneten Kur- oder Heilverfahrens oder einer 
als beihilfefähig anerkannten Heilkur ein Sonder­
urlaub unter Zahlung der Urlaubsvergütung (§ 47 
Abs. 2) bis zur Höchstdauer von sechs Wochen zu 
gewähren. 

(2) Der Angestellte kann bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Bezüge 
Sonderurlaub erhalten, wenn die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es gestatten. Diese Zeit 
gilt nicht als Beschäftigungszeit nach § 19, es sei 
denn, daß der Arbeitgeber vor Antritt des Sonder­
urlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse 
an der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. 

§ 51 
Abgeltung 

(1) Der Urlaubsanspruch kann nur abgegolten 
werden, 
a) wenn dem Angestellten vom Arbeitgeber ge­

kündigt worden ist oder der Angestellte das 
Arbeitsverhältnis fristgemäß gekündigt hat, der 
noch zustehende Urlaub aber in der Kündigungs­
frist nicht mehr genommen werden kann, 

b) im Falle einer fristlosen Entlassung, wenn sie 
nicht durch vorsätzlich schuldhaftes .. Verhalten 
des Angestellten veranlaßt wurde, 

c) im Falle des fristlosen Ausscheidens des An­
gestellten, sofern nicht das Arbeitsverhältnis 
vom Angestellten unberechtigterweise aufgelöst 

worden ist .. 
Im Falle des § 47 Absatz 4 ist beim Ausscheiden 

des Angestellten eine Abgeltung nicht zulässig. 
(2) Die Geldabfindung beträgt 1/20 der monat­

lichen Vergütung (§ 26) für jeden abzugeltenden 
Urlaubstag. 

§ 52 
Arbeitsbefreiung 

(1) Der Angestellte wird in den nachstehenden 
Fällen, soweit nicht die Angelegenheit außerhalb 
der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verle­
gung, erledigt werden kann, unter Fortzahlung der 
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Vergütung § 26) für die Dauer der unumgänglich 
notwendigen Abwesenheit von der Arbeit frei­
gestellt: 
1. zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher 
Pflichten 
a) zur Ausübung des Wahl- und Stimmrechts und 

zur Beteiligung an Wahlausschüssen, 
b) zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter, 
c) zur Teilnahme an Wahlen der Organe der ge­

setzlichen Sozialversicherung und anderer öffent­
licher Einrichtungen, 

d) zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere ge­
richtlicher oder polizeilicher Termine, soweit sie 
nicht durch private Angelegenheiten des An­
gestellten veranlaßt sind, 

e) bei Heranziehen zum Feuerlöschdienst, Wasser­
wehr- oder Deichdienst einschließlich der von 
den örtlichen Wehrleitungen angeordneten Übun­
gen sowie bei Heranziehung zum Bergwacht­
dienst zwecks Rettung von Menschenleben und 
zum freiwilligen Sanitätsdienst bei Vorliegen 
eines dringenden öffentlichen Interesses. Die 
Freistellung zur Übung kann nur insoweit ver­
langt werden, als die dienstlichen Verhältnisse 
die Freistellung von der Arbeit zulassen. 

Der Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung 
besteht nur insoweit, als der Angestellte nicht An­
sprüche auf Ersatz der Vergütung geltend machen 
kann. 
2. aus folgenden Anlässen: 
a) bei ansteckenden Krankheiten im Haushalt des 

Angestellten, sofern der Arzt ein Fernbleiben 
von der Arbeit anordnet, 

b) bei amts-, kassen- und vertrauens- oder versor­
gungsärztlich angeordneter Untersuchung oder 
Behandlung des arbeitsfähigen Angestellten, 
wobei die Anpassung, Wiederherstellung oder 
Erneuerung von Körperersatzstücken sowie die 
Beschaffung von Zahnersatz als ärztliche Be­
handlung gilt, 

c) zur Ablegung von beruflichen oder der Berufs­
fortbildung dienenden Prüfungen, soweit sie im 
dienstlichen oder betrieblichen Interesse liegen, 

d) bei Teilnahme an der Beisetzung von Angehöri­
gen derselben Beschäftigungsstelle, wenn die 
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es 
zulassen, 

e) bei Feuer- oder Hochwassergefahr, die die Habe 
des Angestellten bedroht. 

(2) Der Angestellte wird unter Fortzahlung der 
Vergütung (§ 26) aus folgenden besonderen An­
lässen, soweit sie nicht auf einen arbeitsfreien Tag 
fallen, in nachstehend geregeltem Ausmaß von der 
Arbeit freigestellt: 
a) bei Wohnungswechsel des Angestellten 

mit eigenem Hausstand 1 Tag, 
in Ausnahmefällen 2 Tage, 

b) bei Umzug anläßlich der Versetzung an 
einen anderen Ort aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen bis zu 4 Tagen, 

c) bei Eheschließung des Angestellten 2 Tage, 
d) bei Einsegnung, Erstkommunion und 

entsprechenden religiösen und weltan­
schaulichen Feiern, bei Eheschließung 
des Kindes l Tag, 



e) bei der silbernen und bei der goldenen 
Hochzeit des Angestellten 1 Tag, 

f) bei schwerer Erkrankung des Ehegatten 
oder eines Kindes sowie der im Haus­
halt des Angestellten lebenden Eltern 
oder Stiefeltern, wenn der Angestellte 
die nach ärztlicher Bescheinigung un­
erläßliche Pflege des Erkrankten des­
halb selbst übernehmen muß, weil er 
eine andere Person für diesen Zweck 
nicht sofort einstellen kann bis' zu 4 Tagen, 
jedoch nicht mehr als zweimal im Ka­
lenderjahr, 

g) bei der Niederkunft der Ehefrau 2 Tage, 

h) beim Tode des Ehegatten bis zu 4 Tagen, 

i) beim Tode von Eltern, Schwiegereltern, 
Stiefeltern, Kindern oder Geschwistern 
im gleichen Haushalt . bis zu 2 Tagen, 
außerhalb des gleichen Haushalts 1 Tag, 

k) beim 25-, 40- und 50jährigen Arbeits-
jubiläum 1 Tag. 

(3) Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden 

Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Ver­
gütung (§ 26) bis zu drei Tagen gewähren. 

In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf die 
Bezüge kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt wer­
den, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Ver­
hältnisse es gestatten. 

(4) Zur Teilnahme an Tagungen kann den ge­
wählten Vertretern der Kreisvorstände, der Be­
zirksvorstände, der Hauptfachabteilungsvorstände 
sowie des Hauptvorstandes bzw. der Kreisvorstände, 
der Landesvorstände, der Bundesberufs- und der 
Bundesfachgruppenvorstände auf Anfordern der 
vertragschließenden Gewerkschaften Arbeitsbefrei­
ung bis zu sechs Werktagen im Jahr unter Fort­
zahlung der Vergütung (§ 26) erteilt werden, sofern 
nicht dringende dienstliche oder betriebliche Inter­
essen entgegenstehen. 

Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem 
Bund, der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber­
verbände oder ihrer Arbeitgeberverbände kann auf 
Anfordern einer der vertragschließenden Gewerk­
schaften Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der 
Vergütung (§ 26) ohne zeitliche Begrenzung erteilt 
werden. 

ABSCHNITT XII 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

§ 53 

Ordentliche Kündigung 

(1) Innerhalb der Probezeit (§ 5) beträgt die Kün­
digungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluß. 

(2) Im übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei 
einer Beschäftigungszeit (§ 19) 

bis zu 1 Jahr 1 Monat zum Monatsschluß, 
nach einer Beschäftigungszeit 

von mehr als 1 Jahr 
von mindestens 5 Jahren 
von mindestens 8 Jahren 
von mindestens 10 Jahren 
von mindestens 12 Jahren 

6 Wochen, 
3 Monate, 
4 Monate, 
5 Monate, 
6 Monate 

zum Schluß eines Kalendervierteljahres. 
(3) Nach einer Beschäftigungszeit (§ 19) von 15 

Jahren, frühestens jedoch nach Vollendung des 
vierzigsten Lebensjahres, ist der Angestellte un­
kündbar. 

(4) Für Angestellte unter 18 Jahren beträgt die 
Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluß. 

§ 54 

Außerordentliche Kündigung 

(1) Der Arbeitgeber und der Angestellte sind be­
rechtigt, das Arbeitsverhältnis aus einem wichtigen 
Grunde fristlos zu kündigen. 

(2) Als wichtiger Grund zur fristlosen Kündigung 
gilt insbesondere der Austritt aus der Evangelischen 
Kirche, der Verlust der Rechte aus der Ordination 
oder Vokation oder das V er sprechen nichtevange­
lischer Trauung :oder Kindererziehung. NotVO v. 
26. 7. 1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 10). 

§ 55 
Unkündbare Angestellte 

(1) Dem unkündbaren Angestellten (§ 53 Abs. 3) 
kann aus in seiner Person oder in seinem Verhalten 
liegenden wichtigen Gründen fristlos gekündigt 
werden. 

(2) Andere wichtige Gründe, insbesondere drin­
gende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiter­
beschäftigung des Angestellten entgegenstehen, be­
rechtigen den Arbeitgeber nicht zur Kündigung. In 
diesen Fällen kann der Arbeitgeber das Arbeits­
verhältnis jedoch, wenn eine Beschäftigung zu den 
bisherigen Vertragsbedingungen aus dienstlichen 
Gründen nachweisbar nicht möglich ist, zum Zwecke 
der Herabgruppierung um eine Vergütungsgruppe 
kündigen. 

Der Arbeitgeber kann das Arbeitsverhältnis fer­
ner zum Zwecke der Herabgruppierung um eine 
Vergütungsgruppe kündigen, wenn der Angestellte 
dauernd außerstande ist, diejenigen Arbeit.sleistun­
gen zu erfüllen, für die er eingestellt ist und 'die die 
Voraussetzung für seine Eingruppierung in die bis­
herige Vergütungsgruppe bilden, und ihm andere 
Arbeiten, die die Tätigkeitsmerkmale seiner bis­
herigen Vergütungsgruppe erfüllen, nicht übertra­
gen werden können. Die Kündigung ist ausgeschlos­
sen, wenn die Leistungsminderung 
a) durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufs­

krankheit im Sinne der Reichsversicherungsord­
nung herbeigeführt worden ist, ohne daß der 
Angestellte vorsätzlich oder grob fahrlässig ge­
handelt hat, oder 

b) auf einer durch die langjährige Beschäftigung 
verursachte Abnahme der körperlichen oder 
geistigen Kräfte und Fähigkeiten nach einer Be-
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schäftigungszeit (§ 19) von 20 Jahren beruht und 
der Angestellte das fünfundfünfzigste Lebens­
jahr vollendet hat. 

Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres. 

Lehnt der Angestellte die Fortsetzung des Ar­
beitsverhältnisses zu den ihm angebotenen geän­
derten Vertragsbedingungen ab, so gilt das Arbeits­
verhältnis mit Ablauf der Kündigungsfrist als ver­
tragsmäßig aufgelöst (§ 58). 

Zusatz zu § 55: 

a) Außer den in Absatz 2 geregelten Fällen kann 
ausnahmsweise mit einer Frist von 6 Monaten 
zum Schluß des Kalenderjahres gekündigt wer­
den, wenn die Weiterbeschäftigung des Mit­
arbeiters deshalb nicht mehr möglich ist, weil 
die Dienststelle oder Einrichtung, in der er bis­
her tätig war, wesentlich eingeschränkt oder 
aufgelöst wird. Die Kündigung darf jedoch nur 
erfolgen, wenn dem Mitarbeiter eine zumutbare, 
im wesentlichen gleichwertige und entsprechend 
gesicherte Beschäftigungsmöglichkeit nachge­
wiesen wird. 

b) Nach näherer Verordnung der Kirchenleitung 
kann bei bestimmten Gruppen von Mitarbeitern, 
die im Verkündigungsdienst stehen, die Mög­
lichkeit einer Kündigung auch nach Vollendung 
des 40. Lebensjahres bei Vorliegen einer fünf­
zehnjährigen Beschäftigungszeit vereinbart wer­
den. Eine solche Kündigung kann nur nach Maß­
gabe der allgemeinen kirchlichen Bestimmungen 
über die Versetzung im Interesse des Dienstes 
durchgeführt werden und darf nur erfolgen, 
wenn dem Mitarbeiter eine zumutbare, im we­
sentlichen gleichwertige und entsprechend ge­
sicherte Beschäftigungsmöglichkeit nachgewiesen 
wird. (NotVO v. 26. 7. 1961 Art. 1 Abs. 3 Nr. 11). 

§ 56 

Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und 
Berufskrankheit 

Ist der Angestellte infolge eines Unfalls, den er 
nach mindestens einjähriger ununterbrochener Be­
schäftigung bei demselben Arbeitgeber in Aus­
übung oder infolge seiner Arbeit ohne Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner bisheri­
gen Vergütungsgruppe nicht mehr voll leistungs­
fähig und wird er deshalb in einer niedrigeren Ver­
gütungsgruppe weiterbeschäftigt, so erhält er eine 
Ausgleichzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen der ihm in der neuen Vergütungsgruppe 
jeweils zustehenden Grundvergütung und der 
Grundvergütung, die er in der verlassenen Ver­
gütungsgruppe zuletzt bezogen hat. Das gleiche gilt 
bei einer Berufskrankheit im Sinne der Reichs­
versicherungsordnung nach mindestens dreijähriger 
ununterbrochener Beschäftigung. 

§ 57 

Schriftform der Kündigung 

Nach Ablauf der Probezeit(§ 5) bedürfen Kündi­
gungen - auch außerordentliche - der Schrift­
form. Kündigt der Arbeitgeber, so soll er den Kün­
digungsgrund in dem Kündigungsschreiben ange­
ben. 
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§ 58 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch Vereinbarung 

Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Ein­
vernehmen jederzeit beendet werden (Auflösungs­
vertrag). 

§ 59 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses infolge 
Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit 

(1) Wird durch den Bescheid eines Rentenver­
sicherungsträgers festgestellt, daß der Angestellte 
berufsunfähig oder erwerbsunfähig ist, so endet das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Monats, in dem 
der Bescheid zugestellt wird, sofern der Angestellte 
eine außerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung 
bestehende Versorgung durch den Arbeitgeber oder 
durch eine Versorgungseinrichtung erhält, zu der 
der Arbeitgeber Mittel beigesteuert hat. Der Ange­
stellte hat den ArbeHgeber von der Zustellung des 
Rentenbescheides unverzüglich zu unterrichten. 

Verzögert der Angestellte schuldhaft den Renten­
antrag oder ist er nicht in der gesetzlichen Renten­
versicherung versichert, so tritt an die Stelle des 
Bescheides des Rentenversicherungsträgers das Gut­
achten eines Amtsarztes. Das Arbeitsverhältnis en­
det in diesem Falle mit Ablauf des Monats, in dem 
dem Angestellten das Gutachten bekanntgegeben 
worden ist. 

(2) Erhält der Angestellte keine außerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung bestehende Versor­
gung durch den Arbeitgeber oder durch eine Ver­
sorgungseinrichtung, zu der der Arbeitgeber Mittel 
beigesteuert hat, so endet das Arbeitsverhältnis 
des kündbaren Angestellten nach Ablauf der für 
ihn geltenden Kündigungsfrist (§ 53 Abs. 2), des 
unkündbaren Angestellten (§ 53 Abs. 3) nach Ab­
lauf einer Frist von sechs Monaten zum Schluß 
eines Kalendervierteljahres. Die Fristen beginnen 
mit der Zustellung des Rentenbescheides bzw. mit 
der Bekanntgabe des Gutachtens des Amtsarztes an 
den Angestellten. Der Angestellte hat den Arbeit­
geber von der Zustellung des Rentenbescheides un­
verzüglich zu unterrichten. 

(3) Das Arbeitsverhältnis eines Schwerbeschädig­
ten im Sinne des § 1 des Schwerbeschädigtengeset­
zes endet abweichend von den Absätzen 1 und 2 
nicht durch die Feststellung der Berufsunfähigkeit 
durch einen Rentenversicherungsträger, wenn die 
Berufsunfähigkeit durch 
a) eine gesundheitliche Schädigung im Sinne der 

§§ 1 und 82 des Bundesversorgungsgesetzes oder 
b) eine nach dem 31. Juli 1945 eingetretene gesund­

heitliche Schädigung im Sinne des § 5 Abs. 2 
Buchst. a) des Bundesversorgungsgesetzes oder 

c) eine gesundheitliche Schädigung durch national­
sozialistische Verfolgungs- oder Unterdrückungs­
maßnahmen aus politischen, rassischen oder 
religiösen Gründen 

verursacht ist. In diesen Fällen endet das Ar­
beitsverhältnis durch die Feststellung des Amts­
arztes, daß der Angestellte auch für die von ihm 
nach dem Arbeitsvertrag auszuübende Tätigkeit im 
Sinne der Rentenversicherungsgesetze berufsun­
fähig ist. Im übrigen bleiben die Absätze 1 und 2 
unberührt. 



(4) Nach Wiederherstellung der Berufsfähigkeit 
soll der Angestellte, der bei Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses nach Absatz 1 oder Absatz 2 
bereits unkündbar war, auf Antrag bei seiner frü­
heren Dienststelle wieder eingestellt werden, wenn 
dort ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz frei ist. 

§ 60 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch 

Erreichung der Altersgrenze, Weiterbeschäftigung 
(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne daß es einer 

Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem 
der Angestellte das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet hat. 

(2) Wird der Angestellte ausnahmsweise weiter­
beschäftigt, so ist ein neuer schriftlicher Arbeits­
vertrag abzuschließen. In dem Arbeitsvertrag kön­
ken die Vorschriften dieses Tarifvertrages ganz 
oder teilweise abgedungen werden. Es darf jedoch 
keine niedrigere Vergütung vereinbart werden als 
die der Vergütungsgruppe, die der Tätigkeit des 
Angestellten entspricht. Das Arbeitsverhältnis kann 
jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum 
Monatsschluß gekündigt werden, wenn im Arbeits­
vertrag nichts anderes vereinbart ist. 

Sind die sachlichen Voraussetzungen für die Er­
langung laufender Bezüge aus der Rentenversiche­
rung oder einer Altersversorgung eines von diesem 
Tarifvertrag erfaßten Arbeitgebers oder einer 

Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts, die diesen oder einen. Tarifvertrag wesent­
lich gleichen Inhaltes anwendet, in dem in Absatz 1 
bezeichneten Zeitpunkt noch nicht gegeben, so soll 
der Angestellte, wenn er noch voll leistungsfähig 
ist, bis zum Eintritt der Voraussetzungen, im all­
gemeinen aber nicht über drei Jahre hinaus, weiter­
beschäftigt werden. 

(3) Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend für 
Angestellte, die nach Vollendung des fünfundsech­
zigsten Lebensjahres eingestellt werden. 

§ 61 
Zeugnisse und Arbeitsbescheinigungen 

(1) Bei Kündigung hat der Angestellte Anspruc.h 
auf unverzügliche Ausstellung eines vorläufigen 
Zeugnisses über Art und Dauer seiner Tätigkeit. 
Dieses Zeugnis ist bei Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses sofort gegen ein endgültiges Zeugnis um­
zutauschen, das sich auf Antrag auch auf Führung 
und Leistung erstrecken muß. 

(2) Der Angestellte ist berechtigt, aus triftigen 
Gründen auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis zu verlangen. 

(3) Auf Antrag ist dem Angestellten bei Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses eine Bescheinigung 
über die Vergütungsgruppe und die zuletzt be­
zogene Grundvergütung auszuhändigen. 

ABSCHNITT XIII 

Obergangsgeld 

§ 62 

Voraussetzungen für die Zahlung des 
Obergangsgeldes 

(1) Der vollbeschäftigte Angestellte, der am Tage 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
a) das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat 

und 
b) in einem ununterbrochenen Angestelltenverhält­

nis von mindestens einem Jahr bei demselben 
Arbeitgeber gestanden hat, 

erhält beim Ausscheiden ein Übergangsgeld. 
(2) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn 

a) der Angestellte das Ausscheiden verschuldet hat, 
b) der Angestellte gekündigt hat, 
c) das Arbeitsverhältnis durch Auflösungsvertrag 

(§ 58) beendet ist, · · 

d) der Angestellte eine Abfindung auf Grund des 
Kündigungsschutzgesetzes erhält, 

e) der Angestellte auf Grund eines Vergleichs aus­
scheidet, in dem vom Arbeitgeber eine Geldzah­
lung ohne Arbeitsleistung zugebilligt wird, 

f) sich unmittelbar an das beendete Arbeitsver- · 
hältnis ein neues mit Einkommen verbundenes 
Beschäftigungsverhältnis anschließt, 

g) der Angestellte eine ihm nachgewiesene Arbeits­
stelle ausgeschlagen hat, deren Annahme ihm 
billigerweise zugemutet werden konnte. 

(3) Auch in den Fällen des Absatzes 2 Buchst. b) 
und c) wird Übergangsgeld gewährt, wenn 

1. der Angestellte. wegen 
a) eines mit Sicherheit erwarteten Personal­

abbaues, 
b) einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fort­

setzung der Arbeit unfähig macht, 
c) einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit· 

erlittenen Gesundheitsschädigung, die seine 
Arbeitsunfähigkeit für längere Zeit wesent­
lich herabsetzt, 

2. die Angestellte außerdem wegen 
a) Schwangerschaft, 
b) Niederkunft in den letzten drei Monaten, 
c) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezuge 

des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 3 des An­
gestelltenversicherungsgesetzes nach Vollen­
dung des sechzigsten Lebensjahres 

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag (§ 58) ge­
schlossen hat. 

(4) Tritt der Angestellte innerhalb der Zeit, wäh­
rend der Übergangsgeld zu zahlen ist (§ 64 Abs. 1), 
in e'in neues mit Einkommen verbundenes Beschäf­
tigungsverhältnis ein oder wird ihm während dieses 
Zeitraumes eine Arbeitsstelle nachgewiesen, deren 
Annahme ihm billigerweise zugemutet werden 
kann, so steht ihm Übergangsgeld von dem Tage 
an, an dem er das neue Beschäftigungsverhältnis 
angetreten hat oder hätte antreten können, nicht zu. 

§ 63 
Bemessung des Obergangsgeldes 

(1) Das Übergangsgeld wird nach der dem An­
gestellten am Tage vor dem Ausscheiden zustehen.:. 

93 



den Vergütung (§ 26) bemessen. Steht an diesem 
Tage keine Vergütung zu, so wird das Übergangs­
geld nach der Vergütung bemessen, die dem Ange­
stellten bei voller Arbeitsleistung am Tage vor dem 
Ausscheiden zugestanden hätte. 

(2) Das Übergangsgeld beträgt für jedes · volle 
Jahr der dem Ausscheiden vorangegangenen Zeiten, 
die seit der Vollendung des achtzehnten Lebens­
jahres in einem oder mehreren ohne Unterbrechung 
aneinandergereihten Beschäftigungsverhältnissen 
bei von diesem Tarifvertrag erfaßten Arbeitgebern 
oder Körperschaften, Stiftungen oder Anstalten des 
öffentlichen Rechts, die diesen Tarifvertrag oder 
einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an­
wenden, zurückgelegt sind, ein Viertel der letzten 
Monatsvergütung, mindestens aber die Hälfte und 
höchstens das Vierfache dieser Monatsvergütung. 

(3) Als Beschäftigungsverhältnis gelten alle bei 
den in Absatz 2 genannten Arbeitgebern in einem 
Beamten-, Arbeits- oder Soldatenverhältnis zurück­
gelegten Zeiten ausschließlich derjenigen, für die 
wegen Beurlaubung keine Bezüge gezahlt wurden. 
Dabei bleibt eine Beschäftigung 

a) als Ehrenbeamter, 

b) als Beamter im Vorbereitungsdienst, 

c) in einem nur nebenbei bestehenden Beamten­
verhältnis, 

d) in einem Ausbildungsverhältnis, 

e) mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftig­
ten 

unberücksichtigt. 

Als Unterbrechung im Sinne des Absatzes 2 gilt 
jeder zwischen den Beschäftigungsverhältnissen lie­
gende, einen oder mehrere Werktage - mit Aus­
nahme allgemein arbeitsfreier Werktage - umfas­
sende Zeitraum, in dem ein Beschäftigungsverhält­
nis nicht bestand. Als Unterbrechung gilt es nicht, 
wenn der Angestellte in dem zwischen zwei Be­
schäftigungsverhältnissen liegenden gesamten Zeit­
raum arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur 
Ausführung eines Umzugs an einen anderen Ort 
benötigt wurde. 

(4) Wurde dem Angestellten bereits Übergangs­
geld oder eine Abfindung gewährt, so bleiben die 
davor liegenden Zeiträume bei der Bemessung des 
Übergangsgeldes unberücksichtigt. 

(5) Werden den Angestellten laufende Versor­
gungsbezüge, laufende Unterstützungen oder son-
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stige laufende Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung ge­
zahlt, so erhält er ohne Rücksicht darauf, ob der 
Arbeitgeber dazu Mittel beigesteuert hat, das Über­
gangsgeld nur insoweit, als die genannten Bezüge 
für denselben Zeitraum hinter dem Übergangsgeld 
zurückbleiben. Das gleiche gilt für laufende Bezüge 
oder Renten aus einer Versorgung durch den Ar­
beitgeber oder aus einer Versorgungseinrichtung, 
zu der der Arbeitgeber die Mittel ganz oder teil­
weise beigesteuert hat. 

Zu den Bezügen im Sinne des Satzes 1 gehören 
nicht Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
der nach dem Beamtenversorgungsrecht neben dem 
Ruhegehalt zu zahlende Unfallausgleich oder Hilf­
losigkeitszuschlag sowie Unfallrenten nach der 
Reichsversicherungsordnung, ferner Renten nach 
den Gesetzen zur Entschädigung der Opfer der· 
nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschä­
digungsgesetz sowie die entsprechenden Gesetze 
der Länder), soweit sie zum Ausgleich eines Scha­
dens an Körper und Gesundheit geleistet werden. 

P r o t ok o 11 not i z zu Abs atz 3: 

Als Ausbildungszeit nach Absatz 3 Satz 2 Buchst. 
d) gilt nicht die Zeit der Tätigkeit eines Assistenz­
arztes, die auf die Weiterbildung zum Facharzt an­
gerechnet werden kann. 

Protokollnotiz zu Absatz 5 Satz 1: 

Zu den sonstigen laufenden Bezügen aus öffent­
lichen Mitteln gehört auch das Arbeitslosengeld. 

§ 64 

Auszahlung des Vbergangsgeldes 

(1) Das Übergangsgeld wird in halben Monats­
beträgen am fünfzehnten und letzten Tage eines 
Monats gezahlt, erstmalig am fünfzehnten des auf 
das Ausscheiden folgenden Monats. Die Auszahlung 
unterbleibt, bis etwaige Vorschüsse durch Aufrech­
nung getilgt sind. Vor der Zahlung hat der Ange­
stellte anzugeben, ob und welche laufende Bezüge 
nach § 63 Abs. 5 gewährt werden. Ferner hat er zu 
versichern, daß er keine andere Beschäftigung an­
getreten hat. 

(2) Zu Siedlungszwecken oder zur Begründung 
oder zum Erwerb eines eigenen gewerblichen 
Unternehmens kann das Übergangsgeld in .einer 
Summe ausgezahlt werden. 

(3) Beim Tode des Ap.gestellten wird der noch 
nicht gezahlte Betrag an die § 41 Abs. 1 bezeich­
neten Hinterbliebenen in einer Summe gezahlt. 



ABSCHNITT XIV 

Besondere Vorschriften 

§ 65 
Werkdienstwohnungen 

(1) Der Angestellte ist verpflichtet, eine ihm zu­
gewiesene Werkdienstwohnung zu beziehen, wenn 
die dienstlichen Verhältnisse es erfordern. Im übri­
gen gelten für das Werkdienstwohnungsverhältnis 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 die beim Arbeit­
geber jeweils maßgebenden Bestimmungen über 
Werkdienstwohnungen. 

(2) Bezieht der Angestellte als Inhaber einer 
Werkdienstwohnung von der Verwaltung oder dem 
Betrieb seines Arbeitgebers Energie oder Brenn­
stoffe, so hat er die anteiligen Gestehungskosten 
zu tragen, wenn nicht der allgemeine Tarifpreis in 
Rechnung gestellt wird. 

(3) Beim Tode des Angestellten verbleiben die 
als Werkdienstwohnung zugewiesene Wohnung so­
wie Beleuchtung und Heizung den in § 41 Abs. 1 
genannten Hinterbliebenen nach Maßgabe der im 
Bereich des Arbeitgebers jeweils geltenden Bestim­
mungen über Werkdienstwohnungen. 

§ 66 
Schutzkleidung 

Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich 
vorgeschrieben oder vom Arbeitgeber angeordnet 
ist, wird sie unentgeltlich geliefert und bleibt 
Eigentum des Arbeitgebers. Als Schutzkleidung 
sind die Kleidungsstücke anzusehen, die bei be­
stimmten Tätigkeiten an bestimmten Arbeitsplätzen 
an Stelle oder über .der sonstigen Kleidung zum 
Schutze gegen Witterungsunbilden und andere ge­
sundheitliche Gefahren. oder außergewöhnliche Be­
schmutzung getragen werden müssen. Die Schutz­
kleidung muß geeignet und ausreichend sein. 

§ 67 
Dienstkleidung 

Die Voraussetzungen für das Tragen von Dienst­
kleidung und die Beteiligung des Angestellten an 
den Kosten richten sich nach den bei dem Arbeit-

geber jeweils geltenden Bestimmungen. Als Dienst­
kleidung gelten Kleidungsstücke, die zur besonde­
ren Kenntlichmachung im dienstlichen Interesse an 
Stelle anderer Kleidung während der Arbeit ge­
tragen· werden müssen. 

§ 68 
Sachleistungen 

Sind mit der Beschäftigung des Angestellten Ne­
benbezüge durch Nutzung von Dienstgrundstücken 
und dergleichen verbunden, so ist hierfür ein an­
gemessener Betrag zu entrichten. Für die Vorhal­
tung von Gerätschaften ist eine angemessene Ent­
schädigung zu gewähren, sofern der Arbeitgeber 
ihre Vorhaltung fordert. 

§ 69 
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 
im Bereich der Vereinigung der kommunalen 

Arbeitgeberverbände 

§ 70 

Ausschlußfristen 
(1) Die Ansprüche auf Leistungen, die auf die 

Zugehörigkeit zu einer höheren als der bei der Ein­
stellung festgelegten bzw. der bisherigen Vergü­
tungsgruppe oder auf die Ausübung einer höher­
wertigen Tätigkeit nach den §§ 22 bis 25 gestützt 
sind, sowie die allmonatlich entstehenden Ansprüche 
auf Vergütung(§ 26) müssen innerhalb einer Aus­
schlußfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit 
schriftlich geltend gemacht werden. 

(2) Andere Ansprüche aus dem Arbeitsvertrag, 
müssen innerhalb einer Ausschlußfrist von drei 
Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht 
werden, soweit der Tarifvertrag nichts anderes be­
stimmt. 

(3) Für den gleichen Tatbestand reicht die ein­
malige Geltendmachung der Ansprüche aus, um die 
Ausschlußfrist auch für später fällig werdende An­
sprüche unwirksam zu machen. 

ABSCHNITT XV 

Obergangs- und Schlußvorschriften 

§ 71 

Besitzstandswahrung 

Für die bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages im 
Arbeitsverhältnis stehenden Angestellten gelten für 
das zu diesem Zeitpunkt bestehende Arbeitsver­
hältnis folgende Besitzstände: 

1. Für den Angestellten, dessen Kündigungsfrist 
bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages nach den 
bisherigen Bestimmungen länger ist als die sich 
für ihn nach § 53 Abs. 2 ergebende Frist, ver­
bleibt es bei seiner bisherigen Kündigungsfrist, 
bis sich nach § 53 Abs. 2 eine längere Kündi­
gungsfrist ergibt. 

War der Angestellte bei Inkrafttreten dieses 
Tarifvertrages nach den bisherigen Bestimmun­
gen bereits unkündbar, so bleibt er unkündbar. 

2. Hat der Angestellte nach den bisherigen Bestim­
mungen bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages 
Anspruch auf Zahlung von Krankenbezügen für 
eine längere Dauer als nach diesem Tarifvertrag, 
so verbleibt es dabei. 

3. Der Angestellte, der in der Zeit vom 1. April 
1961 bis 31. März 1962 ausscheidet, erhält den 
Urlaub nach den Vorschriften des § 11 TO.A, 
wenn dieser länger ist als der ihm nach § 48 
Abs. 4 zustehende Urlaub. 

1. Zu§ 1: 

§ 72 
Obergangsregelungen 

Auf Arbeitnehmer mit einer der Rentenver­
sicherung der Arbeiter unterliegenden Tätig­
keit, mit denen bei Inkrafttreten dieses Tarif­
vertrages die Anwendung der TO.A arbeits-
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vertraglich vereinbart ist, wird für das be­
stehende Arbeitsverhältnis dieser Tarifvertrag 
angewendet. 

2. Zu§ 15: 
Die regelmäßige Arbeitszeit der Angestellten -
mit Ausnahme der Ärzte -, die in erheblichem 
Umfange im Röntgen- oder Radiumdienst be­
schäftigt werden, beträgt ausschließlich der 
Pausen 42 Stunden wöchentlich. Außer einem 
vollen Ruhetag ist in jeder Woche ein weiterer 
halber Ruhetag zu gewähren. 
Die im Radiumdienst ganztägig beschäftigten 
Angestellten dürfen an diesen Tagen zu Arbei­
ten außerhalb des Radiumbetriebes oder zum 
Nachtdienst nicht herangezogen werden. 

3. Zu§ 19: 
Der Beschäftigungszeit der bei Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages in ungekündigter Stel­
lung beschäftigten Angestellten ist für das bei 
ihrem Arbeitgeber zu diesem Zeitpunkt be­
stehende Arbeitsverhältnis die Hälfte des Un­
terschieds zwischen der bisherigen Dienstzeit 
und der nach § 19 errechneten Beschäftigungs­
zeit hinzuzuzählen. Die nach Satz 1 der Beschäfti­
gungszeit hinzuzuzählende Zeit bleibt bei der Be­
rücksichtigung der Beschäftigungszeit im Rah­
men der Dienstzeitberechnung nach § 20 Abs. 1 
außer Ansatz. 

4. Zu §§ 23 und 24: 
Zeiten einer höherwertigen Tätigkeit vor dem 
Inkrafttreten dieses Tarifvertrages werden auf 
die Fristen der §§ 23 und 24 angerechnet. 

5. Zu§ 27: 
Die Grundvergütung des Angestellten, der bei 
Inkrafttreten dieses Tarifvertrages im Arbeits­
verhältnis steht, bleibt unberührt, soweit sich 
nachstehend nichts anderes ergibt. Steigerte 
sich die Grundvergütung nach § 5 Abs. 3 letz­
ter Satz oder nach § 5 Abs. 4 TO.A nicht mit 
dem Lebensalter, sondern nach dem Tage der 
Einstellung, so gilt folgendes: 
a) Vollendet der Angestellte nach Inkraft­

treten dieses Tarifvertrages ein mit gerader 
Zahl bezeichnetes Lebensjahr zu einem frü­
heren Zeitpunkt als dem, zu dem sich seine 
Grundvergütung nach bisherigem Recht ge­
steigert hätte, so steigert sie sich mit Be­
ginn des Monats, in dem er dieses Lebens­
jahr vollendet. 

b) Vollendet der Angestellte nach Inkrafttre­
ten dieses Tarifvertrages ein mit gerader 
Zahl bezeichnetes Lebensjahr in einem spä­
teren Monat als in dem, mit dessen Beginn 
sich seine Grundvergütung nach bisherigem 
Recht gesteigert hätte, so steigert sie sich 
bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages und 
weiterhin mit Beginn des Monats, in dem er 
ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebens­
jahr vollendet. 

6. Zu § 33 Abs. 6: 
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Bis zum Inkrafttreten der nach § 33 Abs. 6 und 
der nach den Sonderregelungeri in sinngemäßer 
Anwendung des § 33 Abs. 6 abzuschließenden 
Tarifverträge werden die Zulagen in bisheri­
gem Umfange weiter gewährt. 

7. Zu§ 37: 
Der Angestellte, der bei Inkrafttreten dieses 
Tarifvertrages wegen Unfalls oder Krankheit 
arbeitsunfähig ist, erhält die Krankenbezüge 
wie wenn dieser Tarifvertrag bereits bei Be­
ginn der Arbeitsunfähigkeit gegolten hätte mit 
der Maßgabe, daß Krankenbezüge nach § 37 
erst vom Inkrafttreten dieses Tarifvertrages ab 
gezahlt werden. 

8. Zu§ 53: 
Ist das Arbeitsverhältnis bei Inkrafttreten die­
ses Tarifvertrages bereits gekündigt, so bleiben 
die vorher bestehenden Kündigungsfristen un­
berührt. 

9. Zu § 53 Abs. 3 und § 55: 
Auf Angestellte, deren arbeitsvertraglich ver­
einbarte durchschnittliche regelmäßige Arbeits­
zeit die Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit eines entsprechenden vollbeschäftigten An­
gestellten beträgt, finden für die Dauer des bei 
Inkrafttreten dieses Tarifvertrages bestehenden 
Arbeitsverhältnisses § 53 Abs. 3 und § 55 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die hierfür maß­
gebende Beschäftigungszeit erst am Tage des 
Inkrafttretens dieses Tarifvertrages beginnt. 
Dasselbe gilt für nichtvollbeschäftigte Ange­
stellte, auf die nach bisherigem Recht § 16 
Abs. 4 und 5 TO.A keine Anwendung fand. 

10. Zu§ 63: 
Hat ein Arbeitgeber bis zum Inkrafttreten die­
ses Tarifvertrages Übergangsgeld nach der 
ADO zu§ 16 TO.A gewährt und dabei bei An­
gestelten, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen 
Dienst standen und ihr Amt oder ihren Ar­
beitsplatz aus anderen als beamten- oder tarif­
rechtlichen Gründen verloren haben, Zeiten der 
unverschuldeten Nichtbeschäftigung nicht als 
Unterbrechung im Sinne derADO zu § 16 TO.A 
angesehen, so gelten diese Zeiten auch nach 
Inkrafttreten dieses Tarifvertrages nach Maß­
gabe der bei dem Arbeitgeber bestehenden 
Bestimmungen nicht als Unterbrechung des 
Beschäftigungsverhältnisses. 

11. Zu§ 70 Abs. 1:. 
Für die bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages 
nach bisherigem Recht entstandenen Ansprüche 
endet die Ausschlußfrist am 31. Dezember 1961. 

12. Zu § 70 Abs. 2: 
Für Ansprüche, die bis zum 30. Juni 1961 fällig 
geworden sind, endet die Ausschlußfrist am 
31. Dezember 1961. 

§ 73 
Schlußvorschriften 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages treten 
die in seinem Geltungsbereich bestehenden Tarif­
ordnungen einschließlich der sie ergänzenden All­
gemeinen, Gemeinsamen und Besonderen Dienst­
ordnungen, Richtlinien, Sonderregelungen usw., so­
wie die Sondererlasse der ehemaligen Reichsmini­
ster und des ehemaligen Reichstreuhänders für den 
öffentlichen Dienst außer Kraft, soweit sich aus den 
Absätzen 3 und 4 nichts anderes ergibt. 

Insbesondere treten außer Kraft 
a) die Allgemeine Tarifordnung für Arbeitnehmer 

im öffentlichen Dienst (ATO) vom 1. April 1938 



in der Fassung vom 1. November 1943 (RABI. 
S. IV 833, RBB. 1944 S. 17), 

b) die Tarifordnung A für Arbeitnehmer im öffent­
lichen Dienst (TO.A) vom 1. April 1938 in der 
Fassung vom L November 1943 (RABI. S. IV 838, 
RBB. 1944 S. 22), 

c) 1) die Tarifordnung für Arbeitnehmer in den 
Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten des Reichs 
usw. (Kr.T) vom 2. Dezember 1939 (RABl. 1940 
S. IV 73, RBB. 1940 S. 13) in der Fassung der 

d) 

L Änderung vom. 26. September 1940 (RABI. S. 
IV 1483, RBB. S. 331), 

2. Änderung vom 3. Mai 1943 (RABl. S. IV 342, 
RBB. S. 132), 

3. Änderung vom 18. Juni 1944 (RABl. S. IV 174, 
RBB. S. 144), 

e) die Allgemeine Dienstordnung für Angestellte 
im öffentlichen Dienst, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, vom 10. Mai 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 513, RBB. S. 209) in der 
Fassung vom 13. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 653, RBB. S. 128), 

f) 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages wer­
den die nachstehenden Tarifverträge aufgehoben: 

a) der Tarifvertrag vom 4. September 1953 über 
die Durchführung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau nach Art. 3 GG, 

b) 

c) der Tarifvertrag vom 15. Mai 1956 für Ange­
stellte der Länder für Aufgaben von begrenzter 
Dauer, 

d) 

e) der Tarifvertrag vom 14. Juni 1958 über die 
Verkürzung der Arbeitszeit der Angestellten des 
Bundes und der Länder, mit Ausnahme von § 5, 

f) der Tarifvertrag vom 11. September 1958 über 
die Neuregelung des Ortszuschlags und des Kin­
derzuschlags, 

h) 1) der Tarifvertrag vom 1. Juli 1960 über die 
Verkürzung der Arbeitszeit des Krankenpflege"'.' 
personals (unbeschadet der Nr. 15 der Sonder­
regelungen nach § 2 Buchst. a), 

i) bis t ... 

(3) Bis zu einer tarifvertraglichen Neuregelung 
gelten als Anlage 1 a (§ 22) 

a) die Anlage 1 zur TO.A in der Fassung vom 
1. November 1943 (RABI. S. IV 838, RBB. 1944 
S. 22), jedoch nur hinsichtlich der dort aufge-

1) Gilt noch bis zum Inkrafttreten der in Artikel ! Abs. 2 

der NotVO v. 26. 7. 1961 vorgesehenen Sonderregelung. 

führten Tätigkeitsmerkmale und der Bemerkung 
zu allen Vergütungsgruppen, 

b) die Anlage zur Allgemeinen Dienstordnung zur 
TO.A - Anlage E - (ADO zu § 3 TO.A) in der 
Fassung vom 13. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 
649), 

c) die Anlage 1 zur Kr.T. in der Fassung vom 
3. Mai 1943 (RABI. S. IV 342, RBB. S. 132), 

d) die in ergänzenden Gemeinsamen und Besonde­
ren Dienstordnungen enthaltenen Tätigkeits­
merkmale, soweit sie noch in Kraft sind, 

in der Fassung der Änderungen und Ergänzungen 
durch nachstehende Tarifverträge: 

A. im gesamten Geltungsbereich dieses Tarifver­
trages 

a) Tarifvertrag vom 14. Juni/ 16. Juli 1956 über 
die Eingruppierung von Meistern und tech­
nischen Angestellten, 

b) Tarifvertrag vom 5. Juli 1957 über die Ein­
gruppierung technischer Assistenten, 

c) Tarifvertrag vom 28. Februar 1959 über die 
Eingruppierung der im Lochkartenwesen 
tätigen Angestellten, 

d) Tarifvertrag vom 15. Januar 1960 über die 
Änderung und Ergänzung der Anlage 1 zur 
TO.A, 

e) Tarifvertrag vom 27. September 1960 über die 
Eingruppierung des unter die TO.A fallen­
den Krankenpflegepersonals, 

B. im Bereich des Bundes 

a) bis e) ... 

C ... . 

D ... . 

E ... -' 

Anlage 1 a zum BAT gilt in der Fassung der An­
lage 1 zur TO.A mit den dazu ergangenen kirch­
lichen Bestimmungen. (NotVO v. 26. 7. 1961 Art. 1 
Abs. 3 Nr. 12). 

§ 74 

Inkrafttreten und Laufzeit des Tarifvertrages 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. April 1961 in 
Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von 
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderviertel­
jahres, frühestens zum 31. März 1965, schriftlich ge­
kündigt werden. 

(3) Abweichend von Absatz 2 körinen 

a) 

Nr. 3 der Sonderregelungen 2r, 
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mit einer Frist von drei Monaten zum Ende 
eines Kalendervierteljahres, frühestens zum 31. 
März 1963, 

b) u. c) ... 

schriftlich. gekündigt werden. 

Anlage 1 a 
(§ 22) 

Allgemeine Vergütungsordnung 
Bis zu einer tarifvertraglichen Neuregelung gilt 

§ 73 Abs. 3. 
Anlage 21 

Sonderregelungen 
für Angestellte als Lehrkräfte 

(SR 21 BAT) 

Nr. 1 

Zu §§ 1 und 2 - Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten für Angestellte 
als Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen und 
berufsbildenden Schulen (Berufs-, Berufsfach- und 
Fachschulen). 

Sie gelten nicht für Lehrkräfte an Schulen und 
Einrichtungen der Verwaltung, die der Ausbildung 
oder Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes dienen, an Krankenpflegeschulen und ähn­
lichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen. 

Protokollnotiz: 
Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderreglungen sind 

Personen, bei denen die Vermittlung von Kennt­
nissen und Fertigkeiten im Rahmen eines Schul­
betriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 

Nr. 2 
Zu§ 7-ÄrztlicheTJntersuchung­
Es gelten die Bestimmungen, die zur Verhütung 

der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch 
die Schulen allgemein erlassen sind. 

Nr. 3 
Zu Abschnitt IV-Arbeitszeit-

Die §§ 15 bis 17 finden keine Anwendung. Es 
gelten die Bestimmungen für die entsprechenden 
Beamten. Sind entsprechende Beamte nicht vor­
handen, so ist die Arbeitszeit im Arbeitsvertrag 
zu regeln. 

Nr. 4 
Z u § 20 - D i e n s t z e i t -

Die bei deutschen Auslandsschulen verbrachten 
Zeiten werden als Dienstzeit angerechnet. 

Nr. 5 
zu Ab s Ch n i t t XI - u r l au b -

(1) Die §§ 4 7 bis 49 finden keine Anwendung. Es 
gelten die Bestimmungen für die entsprechenden 
Beamten. Sind entsprechende Beamte nicht vor­
handen, so ist der Urlaub im Arbeitsvertrag zu 
regeln. 

(2) Wird die Lehrkraft während der Schulferien 
durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat 
sie dies unverzüglich anzuzeigen. Die Fristen des 
§ 37 Abs. 2 beginnen mit dem Tage der Arbeits­
unfähigkeit. 

Die Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien 
oder, wenn die Krankheit länger dauert, nach Wie-
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derherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeits­
leistung zur Verfügung zu stellen. 

Nr. 6 
Z u § 60 Ab s. 1 - B e e n d i g u n g d e s 
Arbeitsverhältnisses durch 

E·rreichung der Altersgrenze-

Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Ablauf des 
Schuljahres, in dem die Lehrkraft das fünfund­
sechzigste Lebensjahr vollendet hat, ohne daß es 
einer Kündigung bedarf. 

Anlage 2m 
Sonderregelungen 

für Angestellte als Bibliothekare an öffentlichen 
Büchereien (Volksbüchereien) und an 

staatlichen Büchereistellen 
(SR 2m BAT) 

Nr. 1 
Zu §§ 1 und 2 - Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten für Angestellte 
als Diplombibliothekare an öffentlichen Büchereien 
(Volksbüchereien) und an staatlichen Büchereistel­
len sowie für Angestellte, die auf Grund gleichwer­
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen an öffent­
lichen Büchereien (Volksbüchereien) die entspre­
chenden Tätigkeiten ausüben. 

Nr. 2 
Z u § § 15 u n d 17 

- Arbeitszeit - Überstunden-

Den Bibliothekaren, zu deren Aufgaben auch die 
Erarbeitung von Bücherkenntnissen und die Be­
sprechung von Neuerscheinungen gehören, ist hier­
für eine nach den besonderen Verhältnissen der 
einzelnen Bibliothek bemessene Zeit auf die regel­
mäßige Arbeitszeit anzurechnen. Aus der Über­
schreitung der zur Erarbeitung der Bücherkennt­
nisse und der Besprechung von Neuerscheinungen 
vorgesehenen Zeiten kann ein Recht auf Anerken­
nung dieser Zeiten als Überstunden nicht hergelei­
tet werden. 

Anlage 2r 
Sonderregelungen · 

für Angestellte als Hausmeister 
(SR 2r BAT) 

Nr. 1 

Zu§§ 1 und 2-Geltungsbereich-
Diese Sonderregelungen gelten nur für die beim 

Bund und im Bereich der Tarifgemeinschaft deut­
scher Länder beschäftigten Hausmeister. Im Bereich 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver­
bände können Sonderregelungen für Hausmeister 
bezirklich vereinbart werden. 

Nr. 2 
Zu§ 7 -Ärztliche Untersuchung -
Für Schulhausmeister gelten die Bestimmungen, 

die zur Verhütung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten durch die Schulen allgemein erlassen 
sind. 

Nr. 3 

. Z u § 15 - R e g e 1 m ä ß i g e A r b e i t s z e i t -
(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt durch­

schnittlich 57 Stunden wöchentlich. 

(2) § 15 Abs. 2 und 3 findet keine Anwendung. 



Nr. 4 
Zu§ 17 - Überstunden -

Die über die regelmäßige Arbeitszeit (Nr. 3 Abs. 1) 
hinaus geleisteten Arbeitsstunden werden zur 
Hälfte als Überstunden gewertet. 

Anlage 2y 
Sonderregelungen 

für Zeitangestellte, Angestellte für Aufgaben von 
begrenzter Dauer und für Aushilfsangestellte 

(SR 2y BAT) 

Nr. 1 
Zu§§ 1 und 2 - Geltungsbereich­
Diese Sonderregelungen gelten für Angestellte, 

a) deren Arbeitsverhältnis mit Ablauf einer kalen­
dermäßig bestimmten Frist enden soll (Zeit­
angestellte), 

b) die für eine Aufgabe von begrenzter Dauer ein­
gestellt sind und bei denen das Arbeitsverhält­
nis durch Eintritt eines bestimmten Ereignisses 
oder durch Ablauf . einer kalendermäßig be­
stimmten Frist enden soll (Angestellte für Auf­
gaben von begrenzter Dauer), 

c) die zur Vertretung oder zeitweiligen Aushilfe 
eingestellt werden (Aushilfsangestellte), 

Protokollnotiz: 
1. Zeitangestellte dürfen nur eingestellt werden, 

wenn hierfür sachliche oder in der Person des· 
Angestellten liegende Gründe vorliegen. 

1. Der Abschluß eines Zeitvertrages für die Dauer 
von mehr als fünf Jahren ist unzulässig. 

3. Ein Arbeitsvertrag für Aufgaben von begrenzter 
Dauer darf nicht abgeschlossen werden, wenn 
bereits bei Abschluß des Arbeitsvertrages zu er­
warten ist, daß die vorgesehenen Aufgaben nicht 
innerhalb. einer Frist von fünf Jahren erledigt 
werden können. 

4. Angestellte, die unter Nr. 1 dieser Sonderrege­
lungen fallen, sind bei der Besetzung von Dauer­
arbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, 
wenn die sachlichen und persönlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. · 

5. Die Aufgaben der Flüchtlingslager (Auffangs­
und Durchgangslager) sind keine Aufgaben von 
begrenzter Dauer im Sinne dieser Sonderrege­
lungen. 

Nr. 2 
Zu§ 4-S c hriftf o rm, Nebenabreden-

(1) Im Arbeitsvertrag ist zu vereinbaren, ob der 
Angestellte aJs Zeitangestellter, als Angestellter für 
Aufgaben von begrenzter Dauer oder als Aushilfs­
angestellter eingestellt wird. 

(2) Im Arbeitsvertrag des Zeitangestellten ist die 
Frist anzugeben, mit deren Ablauf das Arbeitsver­
hältnis enden soll. 

Im Arbeitsvertrag des Angestellten für eine Auf­
gabe von begrenzter Dauer ist die Aufgabe zu be­
zeichne:µ und anzugeben, mit Ablauf welcher Frist 
oder durch Eintritt welchen Ereignisses das Arbeits-
verhältnis enden soll. · 

Im 4rbeitsvertrag des Aushilfsangestellten ist 
anzugeben, .ob und für welche Dauer er zur Ver­
tretung oder zeitweilig zur Aushilfe beschäftigt 
wird. 

Nr. 3 
Zu§ 8 -Allgemeine Pflichten -

Der Angestellte für Aufgaben von begrenzter 
Dauer kann aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen auch zur Erledigung anderer Aufgaben 
von begrenzter Dauer sowie zur Vertretung oder 
zeitweiligen Aushilfe herangezogen werden. In 
diesen Fällen gilt, falls eine höherwertige Tätigkeit 
übertragen wird, nur § 24 Abs. 1. 

Nr. 4 

Zu§ 36 - Auszahlung der Bezüge -
Abweichend von§ 36 Abs. i kann die Vergütung 

auch am Letzten eines Monats gezahlt werden. 

Nr. 5 
Z u § 3 7 Abs. 2 - Kranken b e z ü g e -
Bei Angestellten für Aufgaben von begrenzter 

Dauer und bei Aushilfsangestellten gilt im ersten 
Jahr der Beschäftigung als Dienstzeit für die Be­
rechnung der Krankenbezüge die Dienstzeit, die 
der Angestellte in seinem jetzigen Arbeitsverhält­
nis verbracht hat, sowie Dienstzeiten im· Bereich 
derselben obersten Dienstbehörde oder desselben 
Betriebes mit eigener Rechtspersönlichkeit, die die­
sem Arbeitsverhältnis· unmittelbar vorausgegangen 
sind. Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist 
unschädlich, es sei denn, daß das Ausscheiden von 
dem Angestellten verschuldet oder veranlaßt war. 
Die Unterbrechung wird in die Dienstzeit (§ 20) 
nicht eingerechnet. 

Nr. 6 

Zu§ 50 - Sonderurlaub 
§ 50 Abs. 2 findet keine Anwendung. 

Nr. 7 
Zu Abschnitt XII - Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses-
An Stelle der §§ 53, 55, 56, 60 und 71 Nr. 1 gelten 

die nachstehenden Vorschriften : 
(1) Das Arbeitsverhältnis des Zeitangestellten 

endet mit Ablauf der im Arbeitsvertrag bestimmten 
Frist. 

(2) Das Arbeitsverhältnis des Angestellten für 
eine Aufgabe von begrenzter Dauer und des Aus­
hilfsangestellten endet durch Eintritt des im Ar­
beitsvertrag bezeichneten Ereignisses oder mit 
Ablauf der im Arbeitsvertrag bestimmten Frist. 

(3) Ein Arbeitsverhältnis, das mit Eintritt des im 
Arbeitsvertrag bestimmten Ereignisses oder mit 
Ablauf einer längeren Frist als einem Jahr enden 
soll, kann auch vorher gekündigt werden. 

Die Kündigungsfrist beträgt im ersten Monat der 
jetzigen Beschäftigung eine Woche. 

Hat die Beschäftigung im jetzigen Arbeitsverhält­
nis länger als einen Monat gedauert, so beträgt die 
Kündigungsfrist in einem oder mehreren anein­
andergereihten Arbeitsverhältnissen bei demselben 
Arbeitgeber 
von insgesamt mehr als 1 Monat 
von insgesamt mehr als 6 Monaten 
von insgesamt mehr als 1 Jahr 

zum Schluß eines Kalendermonats, 

2 Wochen, 
4 Wochen, 
6 Wochen 

von insgesamt mehr als 2 Jahren 3 Monate, 
von insgesamt mehr als 3 Jahren 4 Monate 

zum Schluß eines Kalendervierteljahres. 
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Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist un­
schädlich, es sei denn, daß das Ausscheiden von dem 
Angestellten verschuldet oder veranlaßt war. Die 
Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt. 

(4) Endet das Arbeitsverhältnis durch das im 
Arbeitsvertrag bezeichnete Ereignis, so hat der 
Arbeitgeber dem Angestellten den Zeitpunkt der 
Beendigung spätestens vier Wochen vorher rnit-
zuteilen. Der Anspruch auf Zahlung der Vergütung 
(§ 26) erlischt frühestens vier Wochen nach Zugang 
dieser Mitteilung. 

Nr. 8 

Zu Abschnitt XIII - Übergangsgeld -
Abschnitt XIII gilt nur, wenn 
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a) der Angestellte in einem ununterbrochenen An­
gestelltenverhältnis von mehr als zwei Jahren 
bei demselben Arbeitgeber gestanden hat, oder 

b) das Zeitangestelltenverhältnis, das Angestellten­
verhältnis für Aufgaben von begrenzter Dauer 
oder das Aushilfsangestelltenverhältnis sich un­
mittelbar an ein Arbeitsverhältnis im Dienst 
eines Arbeitgebers, bei dem sonst Übergangs­
geld nach diesem Tarifvertrag zu .zahlen gewe­
sen wäre, angeschlossen hat. 

Im Falle des Buchstaben a) ist eine Unterbre­
chung bis zu drei Monaten unschädlich, es sei denn, 
daß das Ausscheiden von dem Angestellten ver­
schuldet oder veranlaßt war. Die Unterbrechungs­
zeit bleibt unberücksichtigt. 



l\.nlagen 
la.-lo 
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III 
Durdiführungsbestimmungen zur Notverordnung vom 26. Juli 1961 

über die Regelung des für die kirdilichen Angestellten geltende.n Dienstrechts 
Vom 10. August 1961 

Auf Grund von Artikel 4 der Notverordnung 
über die Regelung des für die kirchlichen An­
gestellten geltenden Dienstrechts vom 26. Juli 1961 
erlassen wir folgende 

Durchführungsbestimmungen 

A. Allgemeines 

1. Nach der Notverordnung über die Regelung des 
für die kirchlichen Angestellten geltenden 
Dienstrechts vom 26. Juli 1961 (NotVO vom 26. 7. 
1961) sind alle Kirchengemeinden, Gesamtver­
bände und Kirchenkreise verpflichtet, auf die 
Arbeitsverhältnisse der bei ihnen im Angestell­
tenverhältnis beschäftigten Mitarbeiter die Be­
stimmungen des Bundes-Angestelltentarifver­
trages (BAT) und der in Artikel 1 Abs. 1 der 
NotVO vom 26. 7. 1961 genannten Anlagen mit 
den Bestimmung~n des Artikels 1 Abs. 3 der 
NotVO rückwirkend vom 1. April 1961 anzuwen­
den. 

2. Sämtliche bereits abgeschlossenen Arbeitsver­
träge sind daher durch neue im Wortlaut den 
unten beigegebenen Vertragsmustern entspre­
chende Arbeitsverträge zu ersetzen. Soweit die 
Einstellung dieser Mitarbeiter bereits aufsieht­
lieh genehmigt war, brauchen diese Arbeits­
verträge nicht erneut zur Genehmigung vor­
gelegt zu werden. 

3. Alle künftigen Arbeitsverträge sind n u r noch 
nach den anliegenden Mustern (Anlagen la-lc) 
abzuschließen. 

4. Für die in Artikel 1 Abs. 2 der NotVO v. 26. 7. 
1961 genannten Mitarbeiter ist zur Zeit der BAT 
- mit Ausnahme der Vergütungs- und Urlaubs­
bestimmungen - erst anzuwenden, wenn die 
nach Artikel 1 Abs. 2 der NotVO vom 26.7.1961 
vorgesehene Sonderregelung für diese Mitarbei­
ter ergangen ist Dies soll noch im laufenden 
Jahre geschehen. Für die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse dieser Mitarbeiter gelten mithin die 
bisher angewendeten Bestimmungen zunächst 
weiter; wenn für einen solchen Mitarbeiter im 

Einzelarbeitsvertrag die Vergütungs- und Ur­
laubsbestimmungen der TO.A vereinbart sind, 
finden jedoch auf das betreffende Arbeitsver­
hältnis die für das Land Nordrhein-Westfalen 
nach den allgemeinen neuen Tarifregelungen 
geltenden Vergütungs- und Urlaubsbestimmun­
gen schon jetzt Anwendung. 

c) Das Kirchengesetz über die Errichtung einer 
Zusatzverordnungskasse der Evgl. Kirche von 
Westfalen und der Evgl. Kirche im Rhein­
land (Kirchliche Zusatzverordnungskasse 
Rheinland-Westfalen) vom 29. Oktober 1954 

- KABl. 1955 S. 45 -. 

d) Der Tarifvertrag vom 10. Oktober 1960 über 
die Gewährung von Weihnachtszuwendungen 
für Angestellte - KABl. S. 166 -. 

e) Nach § 73 Abs. 3 BAT gelten bis zu einer 
tarifvertraglichen Regelung als Anlage 1 a 
zum BAT nachstehende Eingruppierungsvor­
schriften weiter: 

aa) Die Anlage 1 zur TO.A in der Fassung 
der Tarifordnung zur Änderung und Er­
gänzung der TO.A vom 15. Januar 1948 
- MBl. NW S. 65 -, 

bb) die Anlage zur Allgemeinen Dienstord-
nung zur TO.A - Anlage E -, 

cc) die Anlage zur Kr.T 

in der Fassung der Änderungen und Ergän­
zungen durch nachstehende Tarifverträge: 

a) Tarifvertrag vom 14. Juni 1956 über die 
Eingruppierung von Meistern und tech­
nischen Angestellten - KABl. 1956 S. 125 -, 

b) Tarifvertrag vom 15. Januar 1960 über 
die Änderung und Ergänzung der Anlage 1 
zur TO.A - KABI. 1956 S. 56 -. 

f) Ferner gelten weiter: 

aa) Die Ordnung für den Dienst der Ge­
meindehelferin in der Evangelischen Kir­
che von Westfalen vom 16. April 1953 
- KABI. S. 29 -, ergänzt durch die 
Ordnung für den Dienst der Gemeinde­
helferinnen vom 6. Januar 1961- KABl. 
s. 1-. 

bb) Die Ausbildung und Prüfungsordnung 
für den Verwaltungsdienst der Evgl. 
Kirche im Rheinland und der Evgl. Kirche 
von Westfalen vom 18. März/30. März 
1955 - KABl. S. 37 -. 

cc) Die Richtlinien über die Besoldung der 
hauptberuflichen Kirchenmusiker vom 
8. Mai 1959 - KABI. S. 34 -. 

5. Für die vom BAT erfaßten Angestellten gelten: dd) Die Richtlinien für die Vergütung der 
hauptamtlichen Katecheten vom 23. No­
vember 1960 - KABI. 1961 S. 1 -. a) Die Notverordnung über die Regelung des 

für die kirchlichen Angestellten geltenden 
Dienstrechts vom 26. Juli 1961 - KABI. 
s. 73-. 

b) Der BAT - KABI. 1961 S. 74 -. 

ee) Die Ordnung für den Dienst der Ge­
meindediakone und Gemeindehelfer in 
der Evgl. Kirche von Westfalen vom 
30. Mai 1961 - KABI. S. 43 -. 
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Die Bestimmungen der Notverordnung über 
die Regelung des für die kirchlichen Angestell­
ten geltenden Dienstrechts vom 26. Juli 1961 
und die Ergänzungen und Änderungen, die auf 
Grund der Artikel 2 und 3 dieser Notverordnung 
jeweils beschlossen werden, sind für alle Arbeits­
verhältnisse Mindestbedingungen. Soll aus be-. 
sonderen Gründen ausnahmsweise z u g u n -
s t e n eines Angestellten von diesen Vorschrif­
ten abgewichen werden, so bedarf dies in jedem 
Falle unserer vorherigen Genehmigung. 

B. Zu r D u r c h führ u n g des BAT 
im einzelnen 

1. Zu§ 12) 

a) 

b) Der BAT gilt für Arbeitnehmer, die in einer 
der Rentenversicherung der Angestellten 
unterliegenden Beschäftigung tätig sind. 
Dazu gehören auch die Angestellten, die 
versicherungsfrei oder von der Versiche­
rungspflicht befreit sind, z. B. weil ihre Be­
züge die J ahresarbeitsverdienstgrenze 'über­
schreiten (§ 5 A VG). 

Nach § 72 Nr. 1 ist der BAT auch auf Ar­
beitnehmer mit einer der Rentenversiche­
rung der Arbeiter unterliegenden Tätigkeit, 
mit denen bei Inkrafttreten des BAT die 
Anwendung der TO.A arbeitsvertraglich 
vereinbart ist, für das bestehende Arbeits­
verhältnis anzuwenden. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht (§ 1 
Abs. 1 TO.A) werden der Rentenversiche­
rung der Arbeiter unterliegende Arbeit­
nehmer, deren Tätigkeitsmerkmal in der · 
Anlage 1 a zum BAT aufgeführt ist, nicht 
mehr zwingend vom Geltungsbereich des 
BAT erfaßt. Maßgebend ist nur noc;h die im 
Arbeitsvertrag getroffene Vereinbarung. 

c) Wegen der nicht vollbeschäftigten Ange­
stellten wird auf § 3 Buchst q verwiesen. 
Abweichend von dem bisherigen Recht fallen 
nichtvollbeschäftigte · Angestellte bereits 
dann unter den BAT, wenn die arbeits­
vertraglich vereinbarte durchschnittliche 
regelmäßige Arbeitszeit mindestens die 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eines 
entsprechenden vollbeschäftigten Angestell­
ten beträgt. Auf die Übergangsregelung des 
§ 72 Nr. 9 wird hingewiesen. 

2. Zu§ 22) 

a) Im allgemeinen kann ein Angestellter nur 
unter e i n e Sonderregelung fallen. Dies gilt 
nicht für die Sonderregelungen 2 1, 2 r und 
2 y. Treffen diese Sonderregelungen mit 
anderen zusammen, so sind die Vorschriften 
der in Betracht kommenden Sonderregelun­
gen nebeneinander anzuwenden. 

b) 

3. Zu§ 32) 
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a) Für Angestellte, die nach § 3 nicht vom 
BAT erfaßt werden, gelten die bisherigen 
Arbeitsbedingungen unverändert weiter, 

soweit nicht irn Arbeitsvertrag etwas ande­
res bestimmt ist; s. dazu Artikel 1 Abs. 2 
der NotVO v. 26. 7. 1961. 

b) Die höchste Vergütungsgruppe im Sinne von 
Buchstabe h ist die Vergütungsgruppe L 

4. Zu§ 42) 

a) 

Künftig ist der Arbeitsvertrag nach Mög­
lichkeit vor Aufnahme der Arbeit abzu­
schließen. 

b) Nebenabreden, durch die der Angestellte 
zu besonderen Dienstleistungen verpflichtet 
werden soll oder durch die ihm besondere 
Vergünstigungen zuteil werden sollen, sind 
nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart 
werden, andernfalls sind sie nichtig; s. dazu 
Abschn. A Nr. 6. 

5. Zu § 6 

Eine Niederschrift über die Verpflichtung nach 
Artikel 42 und Artikel 52 der Kirchenordnung 
ist zu den Personalakten zu nehmen. 

6. Zu§ 72) 

a) Zu Abs. 2 
Der hier genannte Vertrauensarzt ist nicht 
der Vertrauensarzt im Sinne des Sozial­
versicherungsrechts. 

b) Zu Abs. 4 
Zu den Kosten der Untersuchung · gehören 
auch die durch die Benutzung öffentlicheir 
Verkehrsmittel entstandenen notwendigen 
Fahrkosten, dagegen nicht ein etwaiger Ver­
dienstausfall. 

7. Zu § 92) 

§ 9 enthält nicht wie § 4 ATO die Vorschrift, 
. daß der Angestellte verpflichtet ist, Verschwie­
genheit über Angelegenheiten zu bewahren, 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erfor­
derlich ist. Zur Ausdehnung der Schweigepflicht 
auf diese Tatbestände bedarf es daher der aus­
drücklichen Weisung des Arbeitgebers. 
Soweit Schweigepflicht besteht, bedarf der An­
gestellte für die Aussagen vor Gericht der Ge­
nehmigung des Arbeitgebers (§ 376 ZPO, § 46 
Abs. 2 ArbGG, § 54 StPO). 

8. Zu 112) 

a) Die für die Beamten des Landes zur Zeit 
geltenden Bestimmungen sind die §§ 75 bis 
80 LBG, die Verordnung über die Neben­
tätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 
(RGBl. I S. 753) in der Fassung der Ver­
ordnung vom 7. November 1953 (GV. NW. 
S. 409/GS. NW. S. 255) und vom 3. Januar 
1961 (GV. NW. S. 113), die Verordnung über 
die Nebentätigkeit der beamteten Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte vom 3. Mai 1938 
(RGBI. I S. 501) und die hierzu ergangenen 
Erlasse. 

2) übernommen aus dem Gm.d.RErl. des Finanzministers 
NW - B 4100-1421/IV/61 und des Innenministers NW -
II A 2:-2/7.14.36 - 15101/61 vom 24.April 1961. (Gilt auch 
für den folgenden Text) 



b) Auf § 37 Abs. 1 und § 47 Abs. 8 wird hin­
gewiesen. 

9. Zu§ 13 
a) 2) Zu den vollständigen Personalakten ge­

hören auch. Bei-, . Hilfs- und Nebenakten, 
nicht aber Prozeß- und Prüfungsakten. 

b) 
c) Unterlagen über seelsorgerliche Angelegen­

heiten gehören nicht zu den Personalakten. 
(Artikel 1 Abs. 3 Nr. 4 NotVO v. 26. 7. 1961). 

10. Zu § 152 
a) Die Arbeitsbereitschaft im Sinne des Ab­

satzes 2 deckt sich mit dem von der Recht­
sprechung zu § 7 Abs. 2 AZO entwickelten 
Begriff der Arbeitsbereitschaft. 

b) 
c) 
d) Die Vorschrift des Absatzes 5 hat gemäß 

§ 17 Abs.1 zur Folge, daß Arbeit an Wochen­
feiertagen, die nicht mehr in derselben Wo­
che durch Arbeitsbefreiung ausgeglichen 
wird, zu Überstunden führt. 

e) Arbeitsstellen im Sinne des Absatzes 7 kön­
nen auch gesonderte Betriebsteile, Außen­
stellen und dergleichen sein. 

f) Die bisher in der GDO-Reich Nr. VII und in 
§ 4 Kr.T enthaltene Regelung der Arbeits­
zeit der dort genanten Angestellten ist nun­
mehr in § 72 Nr. 2 geregelt worden, jedoch 
ist die tägliche. Höchstbegrenzung . von 7 % 
Stunden weggefallen. 

11. Zu § 16 Abs. 22) 
Lassen die Verhältnisse der Verwaltung oder 
des Betriebes die Beendigung der Arbeitszeit 
um 12 Uhr nicht zu, so sind die darüber hinaus 
im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit ge­
leisteten Arbeitsstunden weder Überstunden 

leistete Überstunden zulässig ist. Überstun­
den an Sonntagen, die Arbeitstage sein 
können, sind immer mit der Überstunden­
vergütung abzufinden. Die sechs Werktage 
sind auf e in e n Kalendermonat bezogen. 

13. Zu Abschnitt V2) 
a) In gleicher Weise wie für die Arbeiter (§ 6 

MTL) ist durch den BAT der Begriff der 
Beschäftigungszeit eingeführt worden. Die 
Beschäftigungszeit umfaßt im wesentlichen 
nur Zeiten der Beschäftigung bei demselben 
Arbeitgeber bzw. seinen Rechtsvorgängern, 
während die Dienstzeit auch andere Zeiten 
der Beschäftigung, insbesondere im öffent­
lichen Dienst,· erfaßt. Diese Neuregelung 
wirkt sich dahin aus, daß die Kündigungs­
fristen (§ 53 Abs. 2) und die Unkündbarkeit 
(§ 53 Abs. 3) nicht mehr an die Dienstzeit, 
sondern an die Beschäftigungszeit geknüpft 
sind. Auf die in § 71 Nr. 1 getroffene Besitz­
standsregelung wird hingewiesen. 
Die Dienstzeit wirkt sich aus auf die Zah­
lung der Krankenbezüge (§ 37), die Jubi­
läumszuwendung (§ 39) und die Umzugs­
kostenbeihilfe (§ 44 Abs. 2). 

b) Bei Berechnung der Beschäftigungszeit der 
bei Inkrafttreten des BAT in ungekündigter 
Stellung beschäftigten Angestellten ist die 
Übergangsregelung des § 72 Nr. 3 zu be­
achten. 

c) Für die Auslegung des Begriffs „ volks­
deutsche Vertriebene und Umsiedler" in§ 20 
Abs. 2 Unterabs. 2 sind die §§ 1 und 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung 
vom 14. August 1957 (BGB!. I S. 1215) maß­
gebend: 

noch wird hierfür im Gegensatz zu § 16 MTL d) § 20 Abs. 4 ermöglicht es, Dienstzeiten im 
eine besondere Vergütung gewährt. deutschen öffentlichen Dienst der sowjeti-

12. Zu§ 172) sehen Besatzungszone anzurechnen. Es kön-
a} Da im Gegensatz zum bisherigen Recht nach nen nur Dienstzeiten bei solchen Verwal-

§ 17 jede Überstunde entweder durch Ar- tungen und Betrieben angerechnet werden, 
beitsbefreiung oder durch ZaJ:ilung der die nach Art und Aufgabe mit den in § 20 
Überstundenvergütung abgegolten wird, ist Abs. 2 genannten Verwaltungen und Be-
darauf zu achten, daß die Arbeitszeit genau trieben im Bereich der Bundesrepublik ver-
eingehalten wird. gleichbar sind. 

b) Anordnung setzt begreiflich voraus, daß die e) Für die bei Inkrafttreten des BAT im Ar-
Anordnung der Überstunden v o r ihrer beitsverhältnis stehenden Angestellten sind 
Leistung erfolgt. die Beschäftigungszeit nach § 19 und die 

c) Z u Ab s. 1 U n t e r a b s. 3 Dienstzeit nach § 20 alsbald neu zu berech-
Ohne. Rücksicht auf die Zeit, die über zwei nen. Auch für diese Angestellten ist die 
Stunden aufzuwenden ist, wird immer nur Ausschlußfrist des § 21 durch besondere 
eine Stunde der Arbeitszeit hinzugerechnet. Aufforderung in Lauf zu setzen. Soweit 
Ob diese als Überstunde zu berücksichtigen ausreichende Unterlagen bereits vorhanden 
ist, bestimmt sich nach Unterabs. 1 Satz 1. sind, bedarf es keines erneuten Nachweises. 

d) Zu Abs. 2 Unter ab s. 1 Angestellte, die nach Inkrafttreten des BAT 
Die schriftliche Anordnung trifft: eingestellt werden, sind jeweils bei der Ein-
bei Kirchengemeinden das Presbyterium, stellung unter Hinweis auf die Ausschluß-
bei Gesamtverbänden der Vorstand, frist des § 21 aufzufordern, ihre anrech-
bei Kirchenkreisen der KSV. nungsfähigen Beschäftigungszeiten und 

e) zu Abs. 2 unter ab s. 2 Dienstzeiten nachzuweisen. 
2) Die Worte „Arbeitstage" in Unterabs. 1 Eine Abschrift d~~ B~rechnung ist dem An-
und „Werktage" in Unterabs. 2 sind ver- gestellten auszuhand1gen. 
wendet, um klarzustell<;:n, daß das Abfeiern Anlage 2 Ein Muster für die Berechnung der Beschäf-
von Überstunden nur fur an Werktagen ge- / tigungszeit und der Dienstzeit ist als An-

2) vgl. Fußnote Seite 100 / lage 2 beigefügt. 
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14. Zu d!;ln §§ 22-24 
Artikel 1 Abs. 3 Nr. 7 der NotVO v. 26. 7. 1961 
bestimmt, daß zur Einstufung, Höherstufung 
und Gewährung einer persönlichen Zulage 
nicht nur die Tätigkeitsmerkmale erfüllt, son­
dern auch die in den kirchlichen Bestimmungen 
vorgeschriebenen Prüfungen abgelegt sein müs­
sen. In Zweifelsfällen ist unser Rat einzuholen, 
bevor dem Mitarbeiter Zusagen gemacht wer­
den. 

15. Zu§ 232) 
§ 23 regelt folgende Tatbestände: 
Im Absatz 1 ist der Fall behandelt, daß sich im 
Laufe der Zeit das Arbeitsgebiet des Angestell­
ten ändert. 
Absatz 2 Buchst. a regelt den Fall, daß dem 
Angestellten ein neues Arbeitsgebiet zugeteilt 
wird. 
Absatz 2 Buchst. b bezieht sich auf Änderun­
gen, die in der Person des Angestellten ein­
getreten sind, z. B. durch Ablauf bestimmter 
Fristen, durch Erwerb der staatlichen Anerken­
nung usw. 

16. Zu § 242) 
a) Eine vorübergehende Ausübung einer höher­

wertigen Tätigkeit liegt dann vor, wenn der 
Wegfall der höherwertigen Tätigkeit von 
vornherein gewiß ist. Die Sechsmonatsfrist 
des § 23 Abs. 1 steht in keinem Zusammen­
hang mit dem Begriff „vorübergehend" in 
§ 24. 

b) Durch die Gewäprung der Zulage ändern 
sich nicht die allgemeinen Arbeitsbedingun­
gen des Angestellten, z.B. die Urlaubsdauer, 
die Zuteilung zur Reisekostenstufe usw. 

c) Die persönliche Zulage fällt weg, wenn die 
höherwertige Tätigkeit endet. Einer Ände­
rungskündigung bedarf es nicht. Endet die 
höherwertige Tätigkeit nicht mit dem letz­
ten Arbeitstag des Monats, so entfällt die 
persönliche Zulage bereits dem Ende des 
Vormonats. Die persönliche Zulage ist daher 
erst mit den Bezügen für den nächsten Mo­
nat zu zahlen. 

17. Zu§ 272) 
a) Nach § 27 kommt für alle Angestellten ohne 

Rücksicht auf den Einstellungstag als Zeit­
punkt, in dem sich ihre Grundvergütung 

um den Steigerungsbetrag ihrer Vergü­
tungsgruppe erhöht, nur noch der Beginn 
des Monats in Betracht, in dem sie ein mit 
gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr voll­
enden. Die Anmerkung in der Anlage 4 zum 
Tarifvertrag vom 16. März 1960 verliert 
damit ihre Bedeutung. Wegen der Umstel-

' lung der bisher anderen Steigerungstermine 
auf das neue Recht wird auf § 72 Nr. 5 hin­
gewiesen. § 72 Nr. 5 gilt auch, wenn auf 
Grund der Nr. 9 ADO zu § 5 TO.A ein ab­
weichender Steigerungstermin festgesetzt 
war. 

Beispiele: 
1. Zu § 72 Nr. 5 B u c h s t. a 

Angestellter, A, geb. 18. 5. 1935, vollendet 
2) vgl, Fußnote Seite 100 
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(§ 27 Abs. 7) am 1. 5. 1961 das 26. Lebens­
jahr. 

Eingestellt am 1. 10. 1959 mit der Anfangs­
grundvergütung der VergGr. VIII, die nach 
§ 5 Abs. 4 TO.A erstmalig am 1. 10. 1961 
zu steigern war. Er erhält den ersten Stei­
gerungsbetrag bereits am 1. 5. 1961 und 
steigt wieder am 1. 5. 1963 usw. 

2. Zu § 72 N r. 5 B u c h s t. b 

b) 

Angestellter B, geb. 17. 10. 1936, vollendet 
am 1. 10. 1962 das 26. Lebensjahr (§ 27 
Abs. 7). 
Eingestellt am 1. 7. 1960 mit der Anfangs­
grundvergütung der Verg.Gr. VIII, die nach 
§ 5 Abs. 4 TO.A erstmalig am 1. 7. 1962 zu 
steigern wäre. Er erhält den ersten Steige­
rungsbetrag bereits am 1. 4. 1961, den näch­
sten am 1. 10. 1962 und weiterhin nach je 
zwei Jahren. 

c) Gegenüber dem bisherigen Recht wird der 
Steigerungstermin nicht um die Zeit der 
Nichtbeschäftigung hinausrückt, sondern es 
entfallen die Steigerungstermine, die in 
diese Zeit der Nichtbeschäftigung gefallen 
wären (Abs. 5 Unterabs. 3). 

d) Die Vorschriften des § 27 Abs. 4 und 5 gel­
ten nur für Herabgruppierungen, Höher­
gruppierungen und Neueinstellungen, die 
nach Inkrafttreten des BAT vorgenommen 
werden. 

18. Zu § 292) 
a) Die richtige Festsetzung des Ortszuschlags 

eines verheirateten Angestellten erfordert 
die Feststellung, ob der Ehegatte Beamter, 
Richter, Soldat oder Angestellter im öffent­
lichen Dienst ist oder auf Grund einer Tätig­
keit im öffentlichen Dienst nach beamten­
rechtlichen Grundsätzen versorgungsberech­
tigt ist und ob in dessen Bezügen ein er­
kennbarer und von den anderen Bestand­
teilen der Bezüge unterscheidbarer Orts­
zuschlag enthalten ist. Das gleiche gilt für 
Angestellte, deren Ehe geschieden, aufge­
hoben oder für nichtig erklärt ist, wenn 
Anspruch auf Kinderzuschlag für gemein­
schaftliche eheliche oder an Kindes Statt 
angenommene Kinder besteht (§ 16 Abs. 1 
LBesG 60). Zu diesem Zweck haben die ge­
nannten Angestellten eine entsprechende 
Erklärung abzugeben. 

b) Nach § 165 RVO und § 5 Abs. 1 AVG ist bei 
der Feststellung der Jahresarbeitsverdienst­
grenze nur der Ortszuschlag nach der 
Stufe 1 zu berücksichtigen. Der Unterschieds­
betrag zwischen dem Ortszuschlag nach der 
Stufe 1 und den höheren Stufen ist als ein 
Zuschlag anzusehen, der mit Rücksicht auf 
den Familienstand gezahlt wird. Das gilt 
auch für verheiratete Angestellte, die das 
40. Lebensjahr vollendet haben, und für 
solche Angestellte, die nach§ 15 Abs. 2 Nr. 5 
LBesG 60 den Ortszuschlag der Stufe 2 er­
halten, weil sie einer anderen Person aus 
gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung 
nicht nur vorübergehend Unterkunft und 



Unterhalt gewähren. Dagegen ist bei ledigen 
Angestellten, die auf Grund des § 15 Abs. 2 
Nr. 3 und 4. LBesG 60 den Ortszuschlag der 
Stufe 2 erhalten, dieser bei der Feststellung 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze zu berück­
sichtigen. 

19. Zu§ 312) 

a) Auf die in Absatz 2 enthaltene Änderung 
gegenüber dem bisherigen Recht wird hin­
gewiesen. 

b) Die Vorschriften des § 31 Abs. 3 ergänzen 
die Vorschriften des § 19 LBesG 60. 
§ 31 Abs. 3 Buchst. c letzter Satz ist nur von 
Bedeutung, wenn der andere Anspruchsbe­
rechtigte ein nichtvollbeschäftigter Beamter 
ist. 

c) Durch § 31 Abs. 4 wird eine Zahlung von 
Kinderzuschlag und Kindergeld nach den 
Kindergeldgesetzen für denselben Zeitraum 
vermieden. Der Kinderzuschlag entfällt in 
allen Fällen, in denen nach den Kindergeld­
gesetzen Kindergeld zusteht. Dies ist nicht 
nur der Fall, wenn die regelmäßige Wochen­
arbeitszeit weniger als % der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit eines Vollbeschäftigten 
beträgt, sondern auch dann, wenn infolge 
Einstellung oder Ausscheidens im Laufe des 
Monats nicht % der regelmäßigen Arbeits­
zeit eines Vollbeschäftigten erreicht werden 
(Runderlaß vom 21. April 1956 - MBl NW. 
S. 1045 - in der Fassung vom 25. Juni 1959 
- MBl. NW. S. 1651/SMBI. NW. 85 -). 

20. Zu§ 332) 
a) Zu Abs. 2 

Eine große mit außergewöhnlichem Zeit­
aufwand zu überwindende Entfernung der 
Baustelle von der Bauleitung berechtigt nur 
dann zur Gewährung der Baustellenzulage, 
wenn dieser Tatbestand ein „besonders un­
günstiger Umstand" ist. Ist z. B. der Zeit­
aufwand vergütete Arbeitszeit und die 
Überwindung der Entfernung mit keinen 
besonderen Aufwendungen für den Ange­
stellten verbunden, so liegt ein besonders 
ungünstiger Umstand nicht vor. 

b) Zu Abs. 4 
Die zusätzliche Verpflegung ist ausschließ­
lich in Natur auszugeben. Sie besteht zweck­
mäßig in der Hauptsache aus Milch, Butter, 
Eiern und Vitamin C enthaltenden Früchten. 
Das Ausmaß der Zusatzverpflegung be­
stimmt sich nach den Preisverhältnissen bei 
Inkrafttreten des BAT. Spätere Änderungen 
der Preise sind hierauf ohne Einfluß. 
Im Falle des Urlaubs oder der Arbeitsun­
fähigkeit ist die Zusatzverpflegung den Ver­
tretungskräften zu gewähren, soweit diese 
nicht ohnehin dem Kreis der Empfangs­
berechtigten angehören. 
Ich - der Finanzminister - bin damit einver­
standen, daß über den vom BAT erfaßten 
Personenkreis hinaus bei Vorliegen der 
gleichen Voraussetzungen die Zusatzverpfle­
gung gewährt wird 
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aa} nichtbeamteten Personen, deren Rechts­
verhältnisse nicht nach dem BAT ge­
regelt ~ind, wie Volontärärzte usw., 

bb) Pflegepersonal, das auf Grund von Ge­
stellungsverträgen tätig ist (Mutter­
hausschwestern). 

Die Kosten sind bei dem Verpflegungsfonds 
zu verausgaben. Die Zahl der Empfänger ist 
in den Erläuterungen zum Haushaltsplan 
zu veranschlagen. 

c) Zu Abs. 6 

Solange die hier vorgesehenen Vereinba­
rungen nicht getroffen sind, sind die Zu­
lagen und die Nachtdienstentschädigung im 
bisherigen Umfang weiterzugewähren (§ 72 
Nr. 6). Wegen der Nachtdienstentschädigung 
siehe Runderlaß des Finanzministers vom 
26. April 1957 (MBl. NW. S. 1015/SMBl. NW. 
203220). 

21. Zu§ 342) 

Nichtvollbeschäftigt sind die Angestellten, de­
ren arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnitt­
liche regelmäßige Arbeitszeit geringer ist als 
die für die betreffenden Angestelltengruppe 
festgelegte regelmäßige Arbeitszeit. 

Die Gewährung des Kinderzuschlags an nicht­
vollbeschäftigte Angestellte richtet sich aus­
schließlich nach § 31 Abs. 2. 

22. Zu§ 37 

a) 2) Auf die Übergangsvorschrift des § 72 
Nr. 7 und die Besitzstandswahrung in § 71 
Nr. 2 wird hingewiesen. 

Beispiel: 

Ein Angestellter mit mindestens zehnjähri­
ger Dienstzeit ist ab Dienstag, den 29. No­
vember 1960, wegen einer Krankheit ar­
beitsunfähig, die ,jl.Uch noch über den 
1. April 1961 hinaus andauert. Nach § 12 
Abs. 1 TO.A standen ihm Krankenbezüge 
für 16 Wochen, d. h. bis einschließlich Mon­
tag, den 20. März 1961, zu. Da diesem An­
gestellten nach § 37 Abs. 2 BAT Kranken­
bezüge bis zum Ende der 26. Woche zu­
stehen, lebt der Anspruch mit Inkrafttreten 
des BAT in der Weise wieder auf, daß ihm 
noch bis Montag, den 29. Mai 1961, Kran­
kenbezüge zu zahlen sind. Hiernach wird die 
Zeit vom 21. bis zum 31. März 1961 in die 
Frist von 26 Wochen eingerechnet, obwohl 
ihm für diese Zeit Krankenbezüge nicht zu­
standen. Sind nicht nur die Fristen nach 
§ 12 Abs. 1 TO.A, sondern auch die Fristen 
nach§ 37 Abs. 2 BAT schon vor dem 1. April 
1961 abgelaufen, stehen dem Angestellten 
wegen derselben Krankheit Krankenbezüge 
nicht mehr zu. 

b) 2) Nach bisherigem Recht wurden die 
Krankenbezüge „ bis zur Dauer" der· in § 12 
Abs. 1 TO.A genannten Zeiten gewährt. 
Nach § 37 Abs. 2 BAT werden Kranken­
bezüge „ bis zum Ende" der dort aufgeführ­
ten Zeiten der Arbeitsunfähigkeit gewährt. 
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Unterbrechungen der Zahlungen (z. B. durch 
Sonderurlaub nach § 50 Abs. 1, durch Zah­
lung von Wochengeld nach § 13 Mutter­
schutzgesetz) verlängern die Fristen nicht. 

c) 2) Unter Bezügen im Sinne des § 37 Abs. 2 
Unterabs. 3 Buchst. b) sind nur Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung zu ver­
stehen. Dies ergibt sich aus dem letzten 
Halbsatz. 

d) 2) Z u A b s. 3 

Zu den Zulagen, die in Monatsbeträgen 
festgelegt sind, gehören auch die arbeits­
vertraglich vereinbarten monatlichen Pau­
schalbeträge. Den Zulagen, die in Monats­
beträgen festgelegt sind, stehen die Über­
stundenpauschvergütungen (§ 35 Abs. 3) 
gleich. 

23. Zu§ 392) 
§ 39 gilt nur für die Angestellten, die die 
Dienstzeit von 25 bzw. 40 Jahren nach In­
krafttreten des BAT vollenden. 

24. Zu § 412) 
Änderungen in der Vergütung des Angestell­
ten, die nach dem Sterbetag eintreten, bleiben 
unberücksichtigt mit Ausnahme von Änderun­
gen des Kinderzuschlags und des Ortszuschlags, 
die dadurch eintreten, daß ein neuer Kinder­
zuschlag vom Beginn des Sterbemonats an ge­
währt werden muß. 

25. Zu §§ 47, 48 
a) 2) Im Gegensatz zu § 11 Abs. 3 letzter Un­

terabsatz TO.A ist die Dauer des Erholungs­
urlaubs nach § 48 BAT nicht mehr von der 
Dienstzeit des Angestellten abhängig. Der 
Angestellte, der während des ganzen Ur­
laubsjahres im Beschäftigungsverhältnis 
steht, hat Anspruch auf den vollen Erho­
lungsurlaub gemäß § 48 Abs. 1 und 3. Zu 
beachten ist fer~er, daß Zulagen sowie Ver­
gütungen für Überstunden und Bereit­
schaftsdienst im Rahmen von§ 47 Abs. 2 bei 
der Berechnung der Urlaubsvergütung zu 
berücksichtigen sind (siehe hierzu Nr. 22 
Buchst. d). 

b) 2 Tarifliche Vorschriften im Sinne des 
§ 48 Abs. 3 Buchst. f sind die Vorschriften 
des Tarifvertrages vom 17. Dezember 1959 
(MBl. NW. 1960 S. 1418 / SMBl. NW. 20 315). 

c) 2) Der Beschäftigungsmonat nach § 48 Abs. 
4 ist nicht gleich dem Kalendermonat. 
Auf die Besitzstandswahrung für die im 
Laufe des Urlaubsjahres 1961 ausscheiden­
den Angestellten in § 71 Nr. 3 wird hinge­
wiesen. 

26. Zu§ 48 

a) Z u A b s. 62) 

Wird der Angestellte rückwirkend höher­
.gruppiert, so ist die Höhergruppierung zu 
berücksichtigen, wenn sie spätestens mit 
Wirkung vom ersten Tag des Urlaubsjahres 
an erfolgt ist. 
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b) Zu Abs. 7 und der Protokoll­
notiz zu § 47 Ab s. 2 S a t z 2 B u c h -
stabe c2) 

Absatz 7 Satz 2 schreibt vor, daß die Werk­
tage, an denen betriebsüblich oder regel­
mäßig nicht gearbeitet wird, auf die ge­
samte Urlaubsdauer anteilig anzurechnen 
sind. Damit wird zum Ausdruck gebracht, 
daß die arbeitsfreien Werktage auf die ge­
samte Urlaubsdauer von vornherein ab­
strakt, d. h. ohne Rücksicht darauf, ob und 
wieviel arbeitsfreie Werktage tatsächlich in 
den Urlaub fallen, angerechnet werden müs­
sen. Dies bedeutet: 
aa) Bei zwei arbeitsfreien Samstagen im 

Monat oder bei umschichtig freien 
Samstagen ist bei einer Gesamturlaubs­
dauer bis zu 11 Tagen nichts, 

von 12 bis 23 Tagen 1 Tag, 
sind bei einer Gesamturlaubsdauer 

von 24 bis 35 Tagen 2 Tage, 
von mehr als 35 Tagen 3 Tage 

anzurechnen. 
bb) Bei der 5-Tage-Woche ist auf je sechs 

Urlaubstage ein arbeitsfreier Werktag 
anzurechnen. 

Nach dieser Anrechnung sind Urlaubstage 
nur die Werktage, an denen dienstplan­
mäßig gearbeitet wird. 
Dem Divisor in der Protokollnotiz zu § 47 
Abs. 2 Satz 2 Buchst. c liegt die 6-Tage­
Woche zugrunde. Er ändert sich 
in den Fällen aa) auf 1/71,5 
im 'Falle bb) auf 1/65. 

27. Zu§ 492) 

Die für die Beamten geltenden Bestimmungen 
sind die Vorschriften der §§ 12 und 13 der Ver­
ordnung über den Erholungsurlaub der Be­
amten und Richter vom 26. Juli 1955 (GS. NW. 
S. 258) in der Fassung der Änderungsverord­
nung vom 9. März 1960 (GV. NW. S. 30/46) und 
die hierzu ergangenen Erlasse. Die Gewährung 
des Zusatzurlaubs für Schwerbeschädigte· nach 
§ 13 der Verordnung schließt die Gewährung 
des Zusatzurlaubs nach § 33 des Schwerbeschä­
digtengesetzes aus. 

28. Zu§ 50 
a) 2) Z u Ab s. 1 

Entgegen dem bisherigen Recht wird ein 
verordnetes Kur- oder Heilverfahren nicht 
mehr einer Arbeitsunfähigkeit durch Krank­
heit gleichgesetzt, sondern es wird Sonder­
urlaub gewährt. 

b) 2) Ein Kur- oder Heilverfahren ist nur 
dann verordnet, wenn der Versicherungs­
träger oder die Versorgungsbehörde die Kur 
oder das Heilverfahren unter voller Kosten­
übernahme angeordnet hat und der Ange­
stellte sich einer solchen Anordnung nur 
unter Gefährdung der sonstigen Leistungen 
aus der Versicherungs- oder Versorgungs­
einrichtung entziehen kann. 
Zu den Kuraufenthalten gehören nicht Er­
holungsaufenthalte, zu denen nur Zuschüsse 
geleistet werden oder die von den Haupt-



fürsorgestellen bewilligt werden. Das gleiche 
gilt für nichtbeihilfefähige Nachkuren un(l 
Schonungszeiten im Anschluß an einen Kur­
aufenthalt. 
Ist der Angestellte nach Beendigung des 
Kur- oder Heilverfahrens, während der 
nichtbeihilfefähigen Nachkur oder Scho­
nungszeit arbeitsunfähig, so sind ggf. Kran­
kenbezüge nach § 37 zu gewähren. Ist der 
Angestellte dagegen arbeitsfähig, wird aber 
eine Schonungszeit ärztlich verordnet, so 
muß sich der Angestellte entweder diese 
Zeit auf den Erholungsurlaub anrechnen 
lassen, er erhält dann die Urlaubsvergütung, 
oder sich ohne Dienstbezüge beurlauben 
lassen. 

c) Zu Abs. 2 
Sonderurlaub können bewilligen: 
in Kirchengemeinden das Presbyterium 
in Gesamtverbänden der Vorstand 
in Kirchenkreisen der KSV. 

2) Zeiten, die nach Satz 2 nicht als Beschäfti­
gungszeiten gelten, sind auch keine Dienst­
zeiten im Sinne des § 20. 
Als wichtiger Grund für die Gewährung 
eines Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 2 gilt 
auch die Fortbildung des Angestellten .... 

29. Zu§ 522) 

a) 
b) Zu Abs. 2 

Unter Kindern sind auch Stief- und Pflege­
kinder zu verstehen. 

c) Zu Abs. 3 
Unter sonstigen dringenden Fällen sind 
andere als die in Abs. 1 und 2 genannten 
Tatbestände zu verstehen. Sie können auch 
dann vorliegen, wenn die besonderen Tat­
bestände im Zusammenhang mit den in 
Abs. 1 und 2 geregelten Einzelfällen stehen. 

Wir bitten, bei der Regelung des Fernblei­
bens von der Arbeit unter Fortzahlung der 
Vergütung nach Absatz 3 zu berücksichti­
gen, daß es sich nach der umfassenden Rege­
lung nach den Absätzen 1 und 2 nur um 
Ausnahmefälle und um kurzfristiges Fern­
bleiben handeln kann. Hierzu wird auch auf 
Nr. 12 Buchst. a hingewiesen. 

d)-f) .... 
g) Arbeitsbefreiung können bewilligen: 

in Kirchengemeinden das Presbyterium 
in Gesamtverbänden der Vorstand 
in Kirchenkreisen der KSV. 

30. Zu§ 532) 

Auf die Besitzstandsregelung in § 71 Nr. 1 und 
die Überleitungsvorschrift in § 72 Nr. 8 wird 
hingewiesen. 

31. Zu§ 55 
Für Mitarbeiter, die im Verkündigungsdienst 
stehen, ist nach Artikel l Abs. 3 Nr. 11 b der 
NotVO v. 26. 7. 1961 die Möglichkeit einer Kün­
digung auch bei fünfzehnjähriger Beschäfti­
gungszeit vorgesehen. Die hier:für erforder­
lichen Ausführungsbestimmungen ergehen be­
sonders. 
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Zu§ 56!) . 
Die · Ausgleichszulage bezieht sich nur auf die 
Grundvergütung. Alle tariflichen Leistungen, 
die von der Vergütungsgruppe abhängig sind, 
werden nach der neuen Vergütungsgruppe be­
messen (z. B. Ortszuschlag [§ 29], Überstunden­
vergütungen [§ 35], Reisekosten [§ 42], Tren­
nungsentschädigung [§ 43], Erholungsurlaub 
[§ 47 ff.J}. Die Ausgleichszulage bemißt sich nur 
nach der Grundvergütung in . der zuletzt be­
zogenen Höhe. Sie wird durch tarifliche Steige­
rungen und sonstige Erhöhungen der Grund­
vergütung aufgezehrt. 

33. Zu§ 592) 

§ 59 schließt die Vereinbarung eines Auflö­
sungsvertrages zu einem zurückliegenden Zeit­
punkt· nicht aus. 

34. Zu§ 602) 

a) Die Voraussetzungen für eine Weiterbe­
schäftigung nach Abs. 2 Unterabs. 2 sind 
z. B. dann gegeben, wenn der Angestellte 
die Wartezeit für das Altersruhegeld (§ 25 
Abs. 1 A VG) noch nicht erfüllt hat. Die 
Weiterbeschäftigung.kommt jedoch nicht in 
Betracht, wenn der Angestellte z. · B: die 
sachlichen Voraussetzungen für die Erlan­
gung einer Rente der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder erfüllt. 

b) Dem ausscheidenden Angestellten ist gegen 
Abtretung der Rentenansprüche ein Vor­
schuß zu zahlen, wenn 
aa) die sachlichen Voraussetzungen für die 

Erlangung der Rente zweifelsfrei fest­
stehen und der Angestellte den Renten­
antrag rechtzeitig gestellt hat, 

bb) der Rentenversicherungsträger selbst 
keinen Vorschuß gewährt und 

cc) dem Angestellten kein Arbeitslosengeld 
zusteht. 

35. Zu§ 622) 

a) Im Gegensatz zum bisherigen Recht besteht 
auf das Übergangsgeld nunmehr ein Rechts­
anspruch. Im Falle des Ausscheidens einer 
weiblichen Angestellten wegen bevorstehen­
der Verheiratung (bisher Nr. 4 ADO zu§ 17 
TO.A) wird ein Übergangsgeld nicht mehr 
gezahlt. 

b) Zu Abs. 1 
Wegen des Begriffs „ vollbeschäftigter An­
gestellter" wird auf Nr. 20 verwiesen. 

c) Zu Abs. 4 
Der Nachweis einer Arbeitsstelle, deren 
Annahme dem Angestellten billigerweise 
zugemutet werden · kann, kann auch durch 
Anfrage beim Arbeitsamt nach·entsprechen­
den offenen Stellen geführt werden. 

36. Zu § 632) 

Nach§ 63 Abs. 5 wird das 'übergangsgeld um 
die in dieser Vorschrift aufgeführten Versor­
gungsbezüge usw. gekürzt. Zu den Versor­
gungsbezügen gehören auch Renten auf Grund 
der RVO, des A VG und die Renten aus der 
zusätzlichen Versicherung bei der Versorgungs­
anstalt des Bundes und der Länder. Die Fest­
setzung des Ruhegeldes sowohl aus der gesetz-
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liehen Rentenversicherung als auch aus der zu­
sätzlichen Versicherung bei der VBL nimmt 
einige Zeit in Anspruch. Eine genaue Festset­
zung und Zahlung des Übergangsgeldes unter 
Berücksichtigung dieser Renten ist daher nicht 
unmittelbar mit dem Ausscheiden möglich. Um 

. den Zweck zu erreichen, der mit der Gewäh­
rung des Übergangsgeldes beim Ausscheiden 
verfolgt wird, bitten wir, grundsätzlich nicht 
Abschläge auf das um die geschätzten Renten 
gekürzte Übergangsgeld zu zahlen, sondern wie 
folgt zu verfahren: 
Das Übergangsgeld wird entsprechend den Vor­
schriften des § 63, jedoch ohne Berücksichti­
gung der noch nicht festgesetzten Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
zusätzlichen Versicherung bei der Versorgungs­
anstalt des Bundes und der Länder gewährt. 
Die Empfänger des Übergangsgeldes treten da­
für den Anspruch auf die Renten für die ent­
sprechende Zeit, für die Übergangsgeld ge­
währt wird, an die das Übergangsgeld anwei­
sende Dienststelle ab. 
Die Abtretung der Rentenansprüche ist sowohl 
gemäß§ 119 Abs. 1 Nr. 1 RVO als auch gemäß 
§ 52 der Satzung der VBL zulässig. Die Vor­
drucke der Versicherungsträger für Rentenan­
träge sehen eine entsprechende Einverständnis­
erklärung der Rentenempfänger vor. 
Dieses Verfahren wird erleichtert, wenn die 
Angestellten ihre Rentenanträge zugleich mit 
den entsprechenden Abtretungserklärungen 
über die das Übergangsgeld anweisende Dienst­
stelle den Versicherungsträgern einreichen. 
Angestellten, die ihren Rentenanspruch nicht 
abtreten, kann nur ein um die geschätzten Ren­
ten gekürztes Übergangsgeld gezahlt werden. 

37. Zu§ 642) 

a) Das Übergangsgeld ist gemäß § 3 Ziff. 10 
ESTG (§ 6 Ziff. 8 LStDV, Abschnitt 12 Abs. 
9 Ziff. 1 LStR) steuerpflichtig, weil es nicht 
mehr auf Grund gesetzlicher, sondern auf 
Grund tariflicher Vorschriften gewährt wird. 
Vom Übergangsgeld sind aber keine Bei­
träge zur Sozialversicherung und zur zu­
sätzlichen Alters- und Hinterbliebenenver­
sorgung zu entrichten, da es kein Entgelt 
im Sinne des § 160 RVO ist. 

b) Zu Abs. 3 
§ 41 Abs. 1 Satz 3 gilt auch hier. 

38. Zu §§ 66, 672) 
Die bisherigen Bestimmungen über Schutzklei­
dung und Dienstkleidung sind weiter anzu­
wenden. 

39. Zu§ 702) 

a) Die Ausschlußfristen gelten sowohl für die 
Ansprüche des Angestellten wie die des 
Arbeitgebers. Sie gelten auch für Ansprü­
che, die nach dem bisherigen Recht vor In­
krafttreten des BAT entstanden sind (hierzu 
Hinweis auf die Übergangsregelungen in 
§ 72 Nr. 11 und 12). 

b) Der Arbeitgeber kann sich auf den Ablauf 
der Ausschlußfrist des § 70 Abs.) nicht be­
rufen, wenn die Voraussetzungen des § 23 
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Abs. 2 Buchst. a oder b zweifelsfrei erfüllt 
sind und die Dienststelle mit Wissen des 
Angestellten unverzüglich die Höhergrup­
pierung beantragt hat, die für die Höher­
gruppierung zuständige Stelle aber erst 
nach sechs Monaten die Höhergruppierung 
vornimmt. 

c) Zu Abs. 1 
Zu den Ansprüchen auf Leistungen, die auf 
die Zugehörigkeit zu einer höheren Ver­
gütungsgruppe gestützt sind, gehören auch 
Überstundenvergütungen, Krankenbezüge, 
Reise- und Umzugskosten, Trennungsent­
schädigung, Arbeitgeberanteile zur zusätz­
lichen Alters- und Hinterbliebenenversor­
gung und Erholungsurlaub, dies jedoch nur 
bezüglich des Anspruchsteiles, der sich aus 
dem Unterschied zwischen den Leistungen 
auf Grund der bisherigen und der bean­
spruchten Vergütungsgruppe ergibt, wenn 
im übrigen der Anspruch befriedigt oder 
rechtzeitig geltend gemacht worden ist. 

d) Zu Abs. 2 
Etwas anderes ist in § 21 (Nachweis der 
anrechnungsfähigen Beschäftigungszeit und 
Dienstzeit), in§ 36 Abs. 4 (Nachprüfung der 
ausgezahlten Bezüge) und in § 47 Abs. 7 
Unterabs. 4 (Erholungsurlaub) bestimmt. 

40. Zur Sonderregelung 2 12) 
a) Zu Nr. 1 

Zu den berufsbildenden Schulen gehören 
auch die höheren Fachschulen und die Inge­
nieurschulen. 
Angestellte an verwaltungseigenen und be­
triebseigenen Fachschulen, deren Besuch 
ausschließlich oder überwiegend den Ange­
hörigen der Verwaltung oder des Betriebes 
vorbehalten ist, und Lehrkräfte an Volks­
hochschulen fallen nicht unter die Sonder­
regelungen. 

b) Zu Nr. 5 
Zu den für die entsprechenden Beamten an­
zuwendenden Bestimmungen gehören auch 
die über die Übertragung des Urlaubs auf 
das nächste Urlaubsjahr. 

41. Zur Sonderregelung 2 y2) 
a) Zu Nr. 1 

Die Vorschriften dürfen nicht zur miß­
bräuchlichen Vereinbarung kurzfristiger 
Kettenarbeitsverträge angewendet werden. 
Bestehende Zeitverträge werden bezüglich 
ihrer Dauer durch das Inkrafttreten des 
BAT nicht berührt. 

b) Zu r P r o t ok o 11 n o t i z Nr. 5 zu Nr. 1 
Der Abschluß von Zeitverträgen, Verträgen 
für Aufgaben von beschränkter Dauer und 
Aushilfsverträgen ist auch für die Flücht­
lingslager bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen nicht ausgeschlossen. 

c) Zu Nr. 7 
Ist in einem befristeten Arbeitsvertrag eine 
Kündigungsmöglichkeit vorgesehen, so gel­
ten die Kündigungsfristen der Nr. 7 Abs. 3, 
wenn sie günstiger sind. 

Ist in einem befristeten Arbeitsvertrag, der 



beim Inkrafttreten des BAT bereits :fünf 
Jahre bestanden hat, eine Kündigungsmög­
lichkeit vorgesehen, so soll nach einer Zu­
sage der Arbeitgeber in den Tc1;rifverhand­
lungen bei einer etwaigen Kündigung nicht 
mit den Fristen der Nr. '7 Abs. 3, sondern 
mit den Fristen des § 53 Abs. 2 gekündigt 
werden, falls diese günstiger sind. Wir bit­
ten, hiernach zu verfahren. 

C. A u f h e b u n g v o n V o r s c h r i f t e n 

Mit Inkrafttreten der NotVO v. 26.7.1961 treten 
alle dieser Notverordnung entgegenstehenden Be­
stimmungen außer Kraft; insbesondere werden auf­
gehoben: 

1. Die Anordnung über die Einführung der Tarif­
ordnung A und B für die Gefolgschaftsmitglieder 
von kirchlichen Verwaltungen und Betrieben v. 
28. 9. 1938 - KABI. S. 210. 

2. Die Anweisung zur .Durchführung der TO.A und 
TO.B in den Kirchengemeinden und Verbänden 
vom 19. 10. 1938 - KABI. S. 211. 

3. Die Anordnung über Rechtsverhältnisse der nicht 
beamteten Gefolgschaftsmitglieder in Verwal­
tungen und Betrieben der Iµrchengemeinden 
und Kirchengemeindeverbände vom 6. 3. 1939. 

4. Die Verfügung vom 8.7.1941 betr. Einordnung 
der kirchlichen Angestellten in die Vergütungs­
gruppen der TO.A - KABI. S. 62 -. 

Bielefeld, den 10. August 1961 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dr.Thümmel 

109 



Anlagen zu Nr. 2 der Durchführungsbestimmungen 

Muster eines Arbeitsvertrages - Anlage 1 (a) 

.l\rbeitsvertrag 

(1) Herr (Frau, Fräulein) ....................................................................... . 
geb. am ................................................ wird vorbehaltlich der 
Genehmigung des ........................................ vom ........................... . 
an auf unbestimmte Zeit (für die Zeit vom 
................................ bis ................................ ) bei der Kirchen-
gemeinde (dem Gesamtverband/ dem Kirchen-
kreis) ................................................................................................ einge-
stellt / weiterbeschäftigt. 

(2) Vertragsinhalt sind die Bestimmungen der Not­
verordnung über die Regelung des für die kirch­
lichen Angestellten geltenden Dienstrechts vom 
26. 7. 1961 - KABL Seite 73 - und die Ergän­
zungen und Änderungen, die auf Grund der 
Artikel 2 und 3 dieser Notverordnung jeweils 
beschlossen werden. 

(3) Der (Die) Angestellte wird in die Vergütungs-
gruppe ................................................ eingereiht. Seine (Ihre) 
Aufgaben ergeben sich aus der anliegenden 

Dienstanweisung vom ...................................................................... .. 

(Siegel) ................................................ , den ........................................ 19 ...... .. 

(Unterschriften) (Unterschrift d. Mitarbeiters) 

Muster eines Arbeitsvertrages für hauptberufliche 

Kirchenmusiker - Anlage 1 b 

Arbeitsvertrag 

(1) Herr (Frau, Fräulein) ...................................................................... .. 
geb. am ................................................ wird vorbehaltlich der 
Genehmigung des ........................................ vom .......................... .. 
an auf unbestimmte Zeit (für die Zeit vom 
.................................... bis ................................... ) bei der Kirchen-
gemeinde ........................................................................ eingestellt/ 
weiter beschäftigt. 

(2) Vertragsinhalt sind die Bestimmungen der Not­
verordnung über die Regelung des für die kirch­
lichen Angestellten geltenden Dienstrechts vom 
26.7.1961 - KABl. Seite 73 - und die Ergän­
zungen und .Änderungen, die auf Grund der 
Artikel 2 und 3 dieser Notverordnung jeweils 
beschlossen werden. 

gaben ergeben sich aus der anliegenden Dienst-
anweisung vom ...................................... .. 

(4) Gebühren für die Mitwirkung bei Amtshand­
lungen fließen der Kirchenkasse zu. 

(Siegel) .................................................... , den ................................ 19 ....... . 

(Unterschriften) (Unterschrift d. Mitarbeiters) 

Muster eines Arbeitsvertrages für Diakone 

(Gemeindediakone) - Anlage 1 c 

Arbeitsvertrag 

(1) Herr ............................................................ geb. am ............................... . 
wird vorbehaltlich der Genehmigung des ............... . 
........................................ vom ........................................ ab auf unbe-
stimmte Zeit (für die Zeit vom ............................................... . 
bis ................................................ ) bei der Kirchengemeinde 
(dem Kirchenkreis) ........................................................ als Ge-
meindediakon eingestellt / weiterbeschäftigt. 

(2) Vertragsinhalt sind die Bestimmungen der Not­
verordnung über die Regelung des für die kirch­
lichen Angestellten geltenden Dienstrechts vom 
26. 7. 1961 - KABI. Seite 73 - und die Ergän­
zungen und Änderungen, die auf Grund der Ar­
tikel 2 und 3 dieser Notverordnung jeweils be­
schlossen werden. 

(3) Der Diakon wird in die Vergütungsgruppe .............. .. 
eingereiht. Seine Aufgaben ergeben sichaus der 
anliegenden Dienstanweisung vom .................................. .. 

(4) Der Diakon ................................................ wird bei der Ver-
sorgungskasse der Deutschen Diakonenschaft -
bei der Zusatzversorgungskasse der Evg!- Kirche 
von Westfalen und der Evgl. Kirche im Rhein­
land (Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rhein­
land-Westfalen) zusätzlich versichert. 

(5) Durch diesen Vertrag werden die Verpflichtun­
gen des Diakons gegen seine Diakonenanstalt 
nicht berührt. 

(Siegel) .................................................... , den ................................ 19 ...... .. 

(3) Der (Die) Angestellte wird in die Vergütungs- ...................... ,,.................................... .. ............................................................................. . 

gruppe ................................ eingereiht. Seine (Ihre) Auf- (Unterschriften) (Unterschrift des Diakons) 
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Anlage 2 

(Dienststelle) (Name des Angestellten) 

Berechnung 
der Beschäftigungszeit (§ 19 BAT) und der Dienstzeit (§ 20 BAT) 

Geburtstag: ............................................................................ Einstellungstag: ............................................................... . 
A. Beschäftigungszeiten, Berechnungsstichtag 1. 4. 1961 - Einstellungstag 

Arbeitgeber Beschäftigt von bis Jahre Tage 

.............................................................................................................................. , ........................................................................................................................................................................ , 

........................... ~ ... , ....................................................................................................................................................................................................................................................................... . 

Summe 1 
u1ngerechnet .......................................................................................................... .. 

dazu gem. § 72 Nr. 3 .......................................................................................................................................................................................................................................... .. 

Summe 2 
umgerechnet 

============= 
Die Beschäftigungszeit rechnet vom .......................... , ..................... ab. 

15 Beschäftigungsjahre sind vollendet am ........................................................ , das 40. Lebensjahr am .............................................. . 

B. Dienstzeiten, Berechnungsstichtag 1.4.1961 - Einstellungstag 

Arbeitgeber Beschäftigt von bis Jahre Tage 

a) Beschäftigungszeit nach A Summe 1 ................................................................................................................................................................................. .. 
b) sonstige Dienstzeiten· ............................................................................................................................................................................................................................... . 

.......................................................... · .............................................................................................................................................................................................................................................. .. 

........................... "· ............................................................. · ............................................................................................................................................................................................ "*"'""""'"'' 

Summe 
umgerechnet 

============= 
Die Dienstzeit rechnet vom ............................................................ ab. 

25 Dienstjahre sind vollendet am .................................................. .. 

40 Dienstjahre sind vollendet am ................................................. .. 

................................................................ ,den ................................................ 19 ........... . 

Das Presbyterium der Kirchengemeinde/ Der Vorstand 
des Gesamtverbandes / Der Kreissynodalvorstand: 

(Unterschriften) 
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